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An die Fachtommissionenmöchte ich noch die Bitte richten, ihre Sitzungen so früh anzu¬
setzen, daß die gefaßten Beschlüsse baldmöglichstan das Landtagsbüro gelangen, damit die Fertig¬
stellung der Tagesordnung für die morgige Plenarsitzung rechtzeitig erfolgen kann.

Weiter möchte ich mitteilen, daß der Aeltestenrat nach der Sitzung in Zimmer 36 zusammen¬
tritt, und möchte die Fraktionen bitten, möglichstum 12 Uhr zu tagen.

Eine kurze Provinzialausschußsitzungwünschtder Vorsitzendedes Provinzialausschussesim
Laufe des Vormittags. Die Herren weiden noch benachrichtigtwerden.

Wird das Wort noch gewünscht?
Das Wort wird nicht gewünscht. Dann schließe ich die Sitzung.
Die morgige Plenarsitzung wird voraussichtlichum 10 Uhr stattfinden.

(Schluß 11 Uhr 30 Minuten).

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Dienstag, den 15. März 1921.

(Beginn 10 Uhr 12 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Herbeiführung eines Gutachtens des Provinziallandtags über die Frage der kommunalen
Vereinigung der Gemeinden Langerfeld und Nächstebreck mit der Stadt Barmen.

3. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und An¬
gestellten der RheinischenProvinzialverwaltung, den im Dezember 1920 gezahlten Vorschuß
auf die erhöhten Bezüge (Ausgleichszuschlagund Kinderbeihilfen)nur infoweit anzurechnen,als
letztere für die Zeit vor dem 1. Januar 1921 bewilligt werden.

4. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verfetzungdes Landesbaurats, Geheimen Baurats Esser in den Ruhestand,

5. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung des § 17 des Reglements, betreffend die Versetzung der Provinzialbeamten der
Rheinprovinz in den Ruhestand.

6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung einer Bestimmung in der Satzung der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt.

7. Antrag der I. Fachkommission' zu dem Antrag des Provinzialverbandes Rheinland des Deutschen
Gastwirteverbandes, Vertreter des Wirtegewerbes in den Wirtschaftsrat zu wählen.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie Aenderung
der Besoldungsordnung und der Bestimmungen über Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung
der Provinzialbeamten.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Einsetzung der Stelle eines Landesmedizinalrats in den Haushaltsplan der Provinzial-Zentral-
verwaltung und Wahl eines Landesmedizinalrats.
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10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des AbgeordnetenDr. Dichgans auf etatsmäßige
Anstellung der ApothekerGeikowitz und Schüller vom 1. April 1920 ab.

11. Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Andres-Kreuznachauf Schassung
einer neuen Lehrelstellebei der Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Vertretung des Landeshauptmanns.

13. Antrag der Ha, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung des § 9 der Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen in die Provinzial-
Hebammen-Lehranstalten.

14. Antrag der II», Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung des Reglements für die Ausführung des Gesetzes, betreffenddie Beschulungblinder
und taubstummer Kinder, vom 7. August 1911 und für die Verwaltung und Leitung der

Provinzial-Taubstummen- und Blindenanstalten der Rheinprovinz vom ' «< °^ - 1912.

15. Antrag der Ha Fachkommissionzu dem Antrag der SozialdemokratischenFraktion, betreffend
Untersuchungder Vorkommnisse in der Hebammen-Lehranstaltzu Köln.

16. Antrag der Ilb Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Tarifsätze der von den Armenverbändenzu erstattenden Armenpflegekosten.

17. Antrag der fllb Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer „Provinzial-Krllppelheilanstalt Süchteln" in einem Teile der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal bei Süchteln.

18. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag des Abgeordneten Ley, betreffend Ansässig-
machung eines Weinbaulehrers für die Untermosel.

19. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die Bewilligung
von Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebauim Rechnungsjahre 1920.

20. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die
Uebersicht über die bis 1. Dezember 1920 für Kleinbahnen bewilligten Mittel und die
Förderung von Vahnunternehmungen.

21. Antrag der Wahlprüfungskommissionzu den am 20. Februar 1921 stattgehabten Neuwahlen
der Provinziallandtllgsllbgeordneten.

22. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, dem Ver-
waltungsausschuß und Vorstand des Landesarbeitsamtes eine weit größere Selbständigkeit zu
gewähren als bisher.

23. Antrag der I, Fachkommission zu dem Antrag des Turn- und Sportvereins, e. V., in Saßnitz
auf Gewährung eines Zuschusses zu den Baukosten eines Touristen- und Turnerheims bei
Stubbenkammer. .

24 Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provmzlalausschusses,betreffend
die Neuwahlen zum Provinzialausschuß und zu den Provinzialkommissionengemäß § 24 des
Gesetzesüber die Wahlen zu den Provinzmllandtagen und zu den Kreistagen vom 3. De¬
zember 1920.

25 Vornahme der Wahl der Kommission zur Vorberatung des von der Staatsregierung über-
wiesenenGesetzentwurfs, betreffend die Erweiterung der Selbständigkeitsrechteder Provinzen.

26. Wahlen zum Staats«!.

2»
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Vorsitzender Gielen: Meine Damen und Herren! Das Protokoll über die gestrige
Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Schriftführer sind heute die Herren AbgeordnetenPattberg und Hauck.
Nr. 1: Eingänge.
Eingegangen find zwei Anträge des Herrn AbgeordnetenSimon (Bitburg). Ich bitte den

Herrn Schriftführer, die Anträge zu verlesen.
Schriftführer Abgeordneter Hauck: Die Anträge lauten:

„Hiermit stelle ich folgende Antrage:
1. den Zuschuß der Provinz für die LandwirtschaftsschuleuBitburg und Eleve für

1921 um das Fünffache der Friedenszuschüssezu erhöhen,
2. der LandwirtschaftsschuleVitburg für den Betrieb der Winterschule den gleichen

Zuschuß zu gewähren wie an Eleve.
Simon (Bitburg)."

VorsitzenderGielen: Meine Damen und Herren! Die Anträge werden in der Fach¬
kommission nicht mehr behandelt werden können. Der Aeltestenausschußschlägt Ihnen vor, die
Anträge dem Provinzialausschuß als Material zu überweisen.— Ich nehme Ihr Einverständnis an.

Es ist ferner eingegangen ein Antrag der SozialdemokratischenFraktion zu Punkt 5 der
Tagesordnung, betreffendAenderung des ß 17 des Reglements über die Inruhestandversetzungder
Provinzialbeamten. Ich bitte den Herrn Schriftführer, auch diesen Antrag zu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Hauck:
„Antrag, betreffendAenderung des § 17 des Reglements, betreffenddie Versetzungder
Provinzialbeamten der Rheinprovinz in den Ruhestand.

Der Provinziallandtllg wolle folgende Aenderung des Reglements, betreffend die
Versetzungder Provinzialbeamten in den Ruhestand, vom 12. März/28. Mai 1908
beschließen:

Die Provinzialbeamten treten mit dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres
zunächstfolgenden 1. April oder 1. Oktober in den Ruhestand.

Auf Antrag des Landeshauptmanns kann der Provinzialausschuß für einzelne
Beamte die Wirkung der in Absatz 1 vorgeschriebenenAltersgrenze bis zu einem
späteren Zeitpunkte, jedoch nicht über den Zeitpunkt hinaus, der nach Absatz 1 maß¬
gebend wäre, wenn dort die Altersgrenze auf das 68. Lebensjahr festgesetzt wäre,
hinausschieben,wenn das Interesse des Dienstes die Fortführung des Amtes durch ihn
erfordert.

Diese Bestimmungen treten mit dem 1. Oktober 1921 in Kraft und finden zu
diesem Zeitpunkte auch auf diejenigen Beamten Anwendung, die die Altersgrenze bereits
überschrittenhaben.

Die Bestimmungen der nachfolgendenParagraphen 18—21 finden für die Fälle,
in denen Beamte wegen Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand treten,
keine Anwendung.

Die Mitglieder der SozialdemokratischenFraktion."
VorsitzenderGielen: Der Antrag kommt bei Punkt 5 der Tagesordnung zur Beratung.
In den früheren Jahren ist es üblich gewesen, daß der Provinziallandtllg den Vorsitzenden

und die Schriftführer ermächtigte,das Protokoll der letzten Sitzung festzustellen. Da es nicht mehr
möglichist, das Protokoll der heutigen Sitzung hier offen zu legen, bitte ich, sie auch in diesem
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Jahre zu ermächtigen,das Protokoll festzusetzen.Es erhebt sich lein Widerspruch. Ich nehme Ihr
Einverständnis an.

Abgeordneter Koch-Remscheid(zur Geschäftsordnung): Herr Vorsitzender,ich habe Ihnen
ja eben gesagt, daß ich vor Eintritt in die Tagesordnung das Wort wünsche.

Vorsitzender Gielen: Wir sind jetzt schon in der Tagesordnung drin. Nach der Geschäfts¬
ordnung ist es augenblicklichnicht mehr möglich,Ihnen das Wort zu erteilen. Ich stelle anheim, es
zu Beginn der folgenden Sitzung — wir haben ja heute nachmittag wieder Sitzung — zu machen.

Abgeordneter Koch: Ich lege großen Wert darauf, daß ich jetzt zu Wort komme. Ich
habe zu den Ausführungen des Herrn Alterspräsidenten und des Herrn Oberpräsidenten eine
Erklärung abzugeben. Ich möchte bitten, mir jetzt das Wort zu gestatten.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, müssen wir jetzt die Eingänge behandeln.
Vorsitzender Gielen: Nach der Geschäftsordnung ist es nicht möglich. Die Eingänge

gehören zur Tagesordnung; es steht auch auf der Tagesordnung: Punkt 1 Eingänge.
Ich kann Ihnen nach der Geschäftsordnungaußerhalb der Tagesordnung das Wort nicht

mehr erteilen. Aber heute nachmittag ist eine weitere Sitzung.
AbgeordneterKoch: Ich lege sehr großen Wert darauf, daß ich das Wort jetzt bekomme,
VorsitzenderGielen: Es ist mir nicht möglich, Ihnen das Wort zu geben.
Abgeordneter Koch: Ich möchte Sie bitten, die Versammlung zu fragen.
VorsitzenderGielen: Ist die Versammlung anderer Ansicht? (Zurufe links: Wir unter¬

stützen!) Wir stimmen ab. Wer von den Herren ist der Anficht, daß außerhalb der Tagesordnung
das Wort erteilt werden soll? — Das ist die Minderheit.

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter der I. Fachkommission,Herrn Geheimrat Dr.
Hagen, zu

Nr. 2:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschufses, betreffend die Herbeiführung eines Gutachtens des Pro-
vinziallandtags über die Frage der kommunalen Vereinigung der Ge¬
meinden Langerfeld und Nächstebreck mit der Stadt Barmen.

AbgeordneterDr. Hagen: Meine Damen, meine Herren! Die I. Fachkommission emp¬
fiehlt die Vertagung dieses Antrags, bis zur nächstenTagung. Grund dafür ist: Diese Ange¬
legenheit schwebt bereits seit länger als zwölf Jahren. Im letzten Augenblick ist ein Gutachten
eingetroffen Dieses Gutachten konnte weder von den Gemeinden, die bis dahin abgelehnt haben,
noch von der Verwaltung geprüft werden. Es ist deshalb nicht möglich, diese Angelegenheitwährend
dieser Tagung zu erledigen. Wir beantragen daher die Vertagung.

VorsitzenderGielen: Erhebt sich Widerspruch gegen den Vorschlag? Das ist nicht der
Fall. Der Vorschlag der I. Fachkommission ist angenommen.

Ich erteile das Wort Herrn Geheimrat Dr. Hagen zu dem folgenden Punkte der Tages¬
ordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Landesverbandes der
Beamten und Angestellten der rheinischen Provinzialverwaltung, den im
Dezember 1920 gezahlten Vorschuß auf die erhöhten Bezüge (Ausgleichs-
zuschlag und Kinderbeihilfen) nur insoweit anzurechnen, als letzte für die
Zeit vor dem 1. Januar 1921 bewilligt werden.
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AbgeordneterDr. Hagen: Meine Damen, meine Herren! Nicht nur die Stadt Düssel¬
dorf, sondern auch eine Reihe anderer Kommunen sind mit dem guten Beispiel vorangegangen,
diese Vorschüsseauf das augenblickliche Gehalt nicht anzurechnen. Bei der Notlage, in der sich
die Beamten immer noch befinden, schlägt Ihnen die I. Fachkommission vor:

„Eine Anrechnung der nach dem 1. Januar 1921 den Beamten und Angestelltenzu¬
stehenden Mehibezüge auf den vom 59. Provinziallandtag bewilligten Vorschußfindet
mit Rücksicht auf die derzeitigenLebensverhältnisseeinstweilennicht statt".

VorfitzenderGielen: Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Es erhebt
sich kein Widerspruch. Ich stelle die Annahme fest.

Zu Punkt 4 der Tagesordnung:
- Antrag der I. Fachlommiffion zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betreffend die Versetzung des Landesbaurats, Geheimen Bau-
rats Esser in den Ruhestand,

erteile ich ebenfalls Herrn Geheimrat Dr. Hagen das Wort.
Abgeordneter Dr. Hagen: Die I. Fachlommiffion beantragt, gemäß der Vorlage zu

verfahren.
VorsitzenderGielen: Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall, Es erhebt

sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag. Der Vorschlag ist angenommen.
Zu Punkt 5:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des Z 17 des Reglements, betreffend
die Verfetzung der Provinzialbeamten der Rheinprovinz in den Ruhestand,

erteile ich wiederum Herrn Geheimrat Dr. Hagen das Wort.
AbgeordneterDr. Hagen: Meine Damen, meine Herren! Es handelt sich hier um einen

Alt der ausgleichendenGerechtigkeit. Im allgemeinenwird auch bei der Provinzialverwaltung so
verfahren werden, wie es im Reich der Fall ist, daß mit dem 65. Lebensjahr die Beamten in den
Ruhestand treten. Es muß aber auch möglich sein, bei besondersbefähigten und noch rüstigen Be¬
amten eine Ausnahme zu machen. Deshalb hat sich die I. Fachlommiffion mit der Vorlage, wie
sie in Ihren Händen ist, einverstandenerklärt und beantragt deren Annahme.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Eberle.
Abgeordneter Eberle: Meine Damen und Herren! Es ist ja vorhin schon der Antrag

verlesenworden, den die SozialdemokratischeFraktion zu diesem Gegenstand der Tagesordnung ge¬
stellt hat. Unfer Antrag geht davon aus, daß wir danach streben follen, eine Gleichstellungder
Provinzialbeamten mit den Beamten des Staates und des Reiches herbeizuführen. Das halten
wir fchon um deswillen für notwendig, weil die Zahl der Provinzialbeamten in der Nheinprovinz
fo außerordentlich groß ist, daß eine unterschiedliche Behandlung dieser Beamtengruppen — es
handelt sich um über 3000 Personen — gegenüber den Beamten des Staates und des Reiches
einmal bei den Beamten im allgemeinennicht begriffen wird, dann aber auch die Gefahr in sich
birgt, daß wir zu geordnetenBeamtenverhältniffenin Reich, Staat, Provinz und Gemeinden nicht
kommen können.

Dieser Gegenstandder Tagesordnung knüpft an das Ueberalterungsgesetzan, das von der
Preußischen Landesversammlung im Dezember vorigen Jahres verabschiedetworden ist. Dieses
Gesetz bestimmt, daß die Beamten mit der Vollendung des 65. Lebensjahres ohne weiteres lraft
Gefetzes in den Ruhestand treten. Damit sind die bisherigen Bestimmungendes Beamtenbesoldungs-
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gesetzes grundlegendgeändert. Während früher der Beamte wohl das Recht hatte, ohne Angabe
von Gründen seine Versetzung in den Ruhestand mit Vollendung des 65. Lebensjahres zu bean»
tragen, hatten die Verwaltungsstellenaber nicht die Möglichkeit,auch einen solchen älteren Beamten
ohne weiteres in den Ruhestand zu versetzen. Ich will darauf verzichten, Ihnen vorzutragen, welche
Schwierigkeiten zu überwinden gewesen sind, um einen Beamten, der dieses Alter erreicht hatte,
zu veranlassen, in den Ruhestand zu treten. Das Gesetz bringt nun darin eine grundlegende
Aenderung, und wir sind deshalb, um eine Gleichstellung der Provinzialbeamten mit den übrigen
Beamten möglichst herbeizuführen, der Auffassung, daß wir auch an diesem Gesetz nicht vorbei¬
gehen können.

Nun ist ja die neue Fassung, die vorgeschlagen wird, eine Anlehnung an das Gesetz. Es
wird bestimmt, daß auch die Beamten der Provinz nach Vollendung des 65. Lebensjahres in den
Ruhestand versetzt werden können, ohne daß die Beamten irgendeinenEinspruch dagegen zu erheben
in der Lage sind. Es ist allerdings gesagt, daß der Beamte das Recht hat, Einspruch zu erheben.
Aber dieser Einspruch kann nicht von rechtlicherWirkung sein. Es ist nun aber auch die Be¬
stimmung getroffen, daß die Beamten, die, wie es in der Begründung des Landeshauptmanns und
des Provinzialausfchussesheißt, noch körperlich rüstig sind, nach wie vor im Dienste behalten werden
können. Eine Grenze, wie lange sie im Dienste behalten werden können, ist nicht angegeben. Es
tritt also der Fall ein, daß die vorgesetzten Dienststelleneinen wesentlichen oder — ich darf wohl
sagen — einen ausschließlichen Einfluß darauf gewinnen, ob ein Beamter mit Vollendung des
65. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt wird. Das mag ja an sich nach der bisherigen Auf«
fassung des Verhältnisses der Beamten zu ihrer vorgesetzten Behörde richtig gewesen sein. Aber,
meine Damen und Herren, es vereinbart sich nicht mehr mit der Auffassung, die die Beamten und
auch wohl die Allgemeinheitheute über das Verhältnis der Beamten zur vorgesetzten Behörde hat.
Die Beamten sollen und dürfen für die Zukunft nicht mehr von dem mehr oder weniger großen
Wohlwollen ihres Vorgesetztenabhängig sein, sondern es müssen die Rechte und die Pflichten der
Beamten fest umgrenzt werden, und, wenn diese Umgrenzunggegeben ist, dann follen auch besondere
Ausnahmen nicht zugelassen werden.

Nun wird ja gesagt — es war im Provinzialausschuß und auch in der Fachkommission
der Fall —, daß es im Interesse des Dienstes doch oft zweckmäßig fein dürfte, einen Beamten
weiter als bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres zu beschäftigen. Das wird ja auch durch das
Gesetz und durch unseren Antrag, der sich gerade in dieser Beziehung eng an den Gesetzestext anlehnt,
vollauf gewürdigt. Auch hier ist die Möglichkeitgegeben, daß, wenn das Interesse des Dienstes
es erfordert und nicht, wenn das persönliche Interesse des Beamten in Frage kommt, eine Weiter¬
beschäftigung stattfindet. (Abgeordneter Gellach: Sehr richtig!) Es wird aber erfordert, daß das
nur möglich ist, wenn der Landeshauptmann einen entsprechenden Antrag dem Provinzialausschuß
unterbreitet. Der Provinzialausschußhat dann zu bestimmen,ob der Mann weiter beschäftigt werden
foll oder nicht. Damit es aber auch hier nicht wieder dem freien Ermessen dieser beiden Körper-
fchaften überlassenbleibt, wie lange die Weiterbeschäftigungausgedehnt werden kann, foll bestimmt
werden — wie es auch im Gesetz vorgesehen ist —, daß die Weiterbeschäftigungin jedem einzelnen
Falle nicht über das 68. Lebensjahr hinaus stattfinden darf.

Meine Damen und Herren! Die Auffassung,die ich hier vorgetragen habe, deckt sich mit
der Auffassung, wie sie in fämtlichenBeamtenorganifationenvertreten wird. Die Beamten sind der
Auffassung, daß es notwendig fei, eine Möglichkeitzu fchaffen, um ein fchnelleres Aufrücken herbei¬
zuführen. ' Diese Auffassung ist durchaus berechtigt; sie muß auch von uns gewürdigt werden.

>^
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Dann, meine Damen und Herren, scheue ich mich gar nicht, auszusprechen,daß wir, wie
im Reich und im Staat, so auch in der Provinz an einer bedenklichen Ueberalterung der Beamten
leiden. (Abgeordneter Verlach: Sehr richtig!) Wir haben in der Provinz Beamte, die über das
70. Lebensjahr hinaus sind. Es ist kein Geheimnis, daß ein erheblicher Teil dieser Beamten nicht
mehr voll dienstfähigist. Das ist auch erklärlich. Ein Vorwurf kann die Beamten natürlich nicht
treffen. Sie können nicht dafür, daß sie nun im Dienste so alt geworden sind. (Heiterkeit.) Gemein¬
hin können sie nicht dafür. Es gibt ja auch sichellich welche, die mit aller Gewalt daran gearbeitet
haben, nicht so alt zu werden. (Heiterkeit.) Solche Leute wird es überall geben. Es ist also im
Interesse des Dienstes und im Interesse der Erledigung der Geschäfteder Verwaltung notwendig,
daß auch hier einer Ueberalterung vorgebeugt wird.

Ich glaube, durch die Annahme unseres Antrages, der, wie ich nochmals wiederholen Will,
sich eng an die gesetzlichenBestimmungen anlehnt, werden wir den Wünschen der Beamten entgegen¬
kommen,aber auch der Provinzialverwaltung und damit der Rheinprovinz im allgemeinenden besten
Dienst erweifen. Ich bitte Sie daher, unseremAntrage die Zustimmung zu erteilen. (Bravo! links.)

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterHauck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des Vorredners

haben ja im wesentlichenbereits den Standpunkt der Beamten zum Ausdruck gebracht und auch
insbesondere die Rechte der Beamten zu wahren versucht. Wir können uns seitens der Fraktion,
die ich zu vertreten habe, mit dem Antrage, der hier soeben von dem Herrn AbgeordnetenEberle
begründet worden ist, einverstanden erklären. Wir sind jedoch darüber hinaus noch der Meinung,
daß, falls diefer Antrag nicht in der vorgeschlagenenForm angenommen wird, alsdann in der
neuen Fassung der Drucksachen, Vorlage für den 8 17, immerhin noch eine Härte liegt. Wir sind
an und für sich ebenfalls der Auffassung, daß die Beamten, sofern sie das 65. Lebensjahr über¬
schrittenhaben, pensioniertwerden sollen, weil wir eben an einer Ueberalterung der Beamten leiden
und die jüngeren Kräfte aufrücken wollen. Aber nichtsdestowenigererachten wir den Umstand, daß
dem Provinzialausschuß nun derartige Vollmachten erteilt werden, selbst darüber zu befinden, welche
der Beamten nun über das 65. Lebensjahr hinaus weiter im Dienst behalten werden sollen, als
zu weitgehend. Wir sind vielmehr der Auffassung, daß hier Unbilligkeitenoder wenigstens Bevor¬
zugungen einzelnerBeamten eintreten können, die nun einen besondersguten Klang haben, während
andere, die sich irgendwie nicht besonders beliebt gemacht haben, dann saus l^un einfach unter
diese Guillotine fallen weiden.

Wir beantragen deshalb, falls der Antrag der Sozialdemokratischen Partei nicht zur Annahme
gelangt, wenigstensdem § 17 in Absatz 3 nachstehende Fassung zu geben:

„Gegen den gemäß Absatz 1 ergehenden Beschluß ist Berufung an den nächsten
Provinziallandtag zulässig. Dieser entscheidet endgültig".

Dies soll insbesonderedas Kontrollrecht des Provinziallandtages zum Ausdruck bringen.
Ich glaube, es wird auch gar nichts verschlagen, wenn dann ein Beamter bis zur nächsten Tagung
des Provinziallandtages im Amte bleibt md ihm dort dann eventuell Gerechtigkeitwiderfahren
kann, wenn er glaubt, daß er von den vorher genannten Instanzen zu Unrecht in den Ruhestand
versetzt worden ist.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Bauknecht. (Zuruf: Nein, ist
erledigt!) Herr AbgeordneterKnab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Unsere Fraktion kann sich mit der
vorliegendenFassung, aber auch mit der Fassung, die die SozialdemokratischeFraktion diesem Antrage
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gegeben hat, nicht einverstandenerklären. Wir haben auch gestern in der Kommissionssitzung unsere
Meinung dahin kundgetan, daß es unbedingt notwendig ist festzulegen: Der Beamte, der das
65. Lebensjahrerreicht hat, tritt automatischin den Ruhestand. Es ist unbedingtnotwendig,daß eine
Verjüngung des Beamtenkörpers erfolgt. Wenn man sagt, es entständendadurch Härten gegenüber
den älteren Beamten, so führten wir auch gestern schon an, daß die Härten, die durch Annahme
der vorliegendenFassungen für die jüngeren Beamten entstehen, viel stärker sind als die Härten,
von denen die älteren Beamten durch eine solche Bestimmung betroffen werden können. Denn
gerade die jüngeren Beamten sind durch den Krieg in ihrem Dienstalter sowohl wie in ihrer
Ausbildung zurückgeworfen worden. Sie warten heute darauf, daß sie endlich in ein endgültiges
Anstellungsverhältnis zu den öffentlichen Behörden kommen. Deshalb ist es notwendig, daß wir
für eine festere und sichere Zukunft gerade der jüngeren Beamten sorgen.

Wir treten dafür ein, daß diese Bestimmungen, die dem Provinzialausschuß bezw. der
Verwaltung oder dem Provinziallandtag irgendwie noch ein Recht zu Ausnahmen geben, wegfallen
und daß festgesetzt wird: Mit dem 65. Lebensjahr tritt der Beamte automatisch in den Ruhestand.

Vorsitzender Gielen: Der Antrag muß nach der Geschäftsordnung fchriftlich vorgelegt
werden. Ich bitte also, den Antrag schriftlich einzureichen.

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Damen und Herren! Ich falle eventuell
unter dieses Gesetz; aber seien Sie überzeugt: ich rede nicht pro üouw; ich beabsichtige für mich
in der ganzen Sache nichts.

Ich darf zunächst darauf aufmerksam machen, daß bei den Ausführungen em Irrtum
vorliegt Es handelt sich jetzt nur um ein preußischesGesetz, nicht um ein Reichsgesetz. (Sehr
richtig' links.) Ich darf aber auch bemerken: In Preußen scheint man sich über das Gesetz,
nachdem es eben erst erlassen, doch schon Sorge zu machen. (Sehr richtig! rechts) Ich bemerke,
daß Beamte — ich spreche hier von dem Düsseldorfer Bezirk —. die mit dem 65. Lebensjahr
ausscheidensollten, am selben Tage, wo sie ausgeschieden sind, ein neues Amt übertragen bekommen
haben (Hört, hört! rechts.) Das charakterisiertdie ganze Sache und legt nur klar, warum das
Gesetz ergangen ist. Es ist doch eigentlichmerkwürdig,daß man in Preußen demselben Beamten,
dem das Attest ausgestellt worden ist: Du bist zu alt, du kannst nicht mehr Dienst tun, ein
neues Amt überträgt. (Zuruf links: Wo ist denn das geschehen?) Hier in Düsseldorf. In
allen Fällen wo die Leute pensioniert worden sind, haben sie andere Aemter bekommen. (Zuruf
aus der Mitte- In Krefeld auch!) Das weiß ich nicht, ich kann nur von Düsseldorf sprechen.

Nun ist gesagt worden, in der Provinzialverwaltung wäre auch eine gewisse Ueberalterung.
Meine Damen und Herren, ich bin im Moment nicht darauf vorbereitet. Ich kann aber nach
meiner Ueberzeugung sagen: Wir habe« zurzeit nur einen einzigen Beamten vielleicht auch zwei,
die die berühmten 70 Jahre überschritten haben. Emer von diesen Beamten ist m heute durch
^hren Beschluß in den Ruhestand versetzt worden. Also, von einer Ueberalterung kann man mcht
sp echen. Sehen Sie sich die Herren doch einmal «n; sind da
Heiterkeit) Ich kann keinen finden. Von einer Ueberalterung kann also nicht die Rede sein.
Nurus Eberle- Die Alten haben Sie nicht mitgebracht! Heiterkeit.) Es sind keine da. Herr Eberle.

(Antwort links: Doch, die sitzen im Hintergrund!) Bitte, es ist nicht der Fall. Sehen Sie sie
sick an sie sind alle jung. (Heiterkeit.)

' Nun möchte ich noch eins sagen. Was hat die Verwaltung denn eigentlich vorgeschlagen?
^eder Beamte kann mit dem 65. Lebensjahr ohne jede Angabe von Gründen ausscheiden Dieselbe
Berechtigungbeko die Verwaltung den Beamten gegenüber;sie kann sagen- Du bist 65 Jahre alt,



18 60. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 15. März 1921._____________

du mußt, ohne daß ich dir Gründe anzugeben habe, ausscheiden. Sie ist nur der peinlichen
Situation enthoben, einen 66- oder 67jährigen Beamten, der seine Pflicht voll erfüllt und den sie
nicht entbehren kann, auch gehen zu lassen. Ich glaube, das ist doch wirklich im Interesse der
Verwaltung. (AbgeordneterDr. Köttgen: Sehr wahr!) Es gibt Beamte von 66 oder 67 Jahren,
die mir lieber sind als jüngere, die ich mit ihren Erfahrungen nicht entbehren kann. Es würde
eine Schädigung der Verwaltung sein, wenn wir diese Herren Zwangsweiseentlassen müßten.

Wie ist es denn? Wenn Sie den Beschluß hier fassen, wird er auch auf die sämtlichen
Kommunen der Rheinprovinz einwirken. Ich glaube, keine Stadt kann, wenn Sie hier den Beschluß
fassen, dahinter zurückbleiben;sie wird dasselbe machen. Wie sehr das unsere Pensionslasten
berührt, das bitte ich, auch zu berücksichtigen.Wo wir so knapp bei Geld sind, müssen wir darauf
auch Rücksicht nehmen.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Eberle.
Abgeordneter Eberle: Der Herr Landeshauptmann war der Auffassung, es läge ein

Irrtum vor, weil das Reich ja gar nicht bei dem Gesetz in Frage kommt. Das ist mir wohl
bekannt. Wenn ich mich wirklich so ausgedrückthaben sollte, so war das ein Lapsus. Aber das
ist doch nicht das Entscheidende. Das Entscheidende ist, daß wir alle Möglichkeitenbenutzen sollen,
um eine möglichsteGleichstellung unserer Beamten mit den Beamten im Staat herbeizuführen.
(Abgeordneter Geclach: Sehr richtig!)

Wie liegen denn die Dinge? Niemand weiß es besser als der Herr Landeshauptmann
selbst, daß wir eigentlichaus der ganzen Geschichte nicht mehr herauskommen, wenn wir nicht zu
einheitlichen Grundsätzen kommen. (Abgeordneter Gerlach: Sehr gut!) Die Provinzialbeamten
berufen sich auf die Staatsbeamten: Da wird wieder etwas geschaffen. Ist das in der Provinz
geschaffen, dann berufen sich die Staatsbeamten auf die Provinzialbeamten. (AbgeordneterGerlach:
Und die Kommunalbeamten auch!) Das ist eine Schraube ohne Ende, und wir kommen in der
Verwaltung nicht mehr zur Ruhe. Deshalb müssen wir, wo die Möglichkeitgegebenist, ansetzen,
um möglichst eine Gleichstellungder Beamten herbeizuführen.

Ich weiß auch nicht, worin es begründet ist, daß die Provinzialbeamten anders behandelt
werden sollen als die Beamten des Staates. Bei den engen Beziehungen, die die Provinz zu dem
Staate und der Staatsverwaltung hat, können Sie einen triftigen Grund für eine andere Behand¬
lung gar nicht anführen.

Nun hat sich der Herr Landeshauptmann die Sache außerordentlichleicht gemacht, indem
er auf den Stab seiner Mitarbeiter, der hier zufällig sitzt, hingewiesenund gesagt hat: Sehen
Sie sich die Herren an, alte sind nicht darunter. Ich habe dazwifchen gerufen: Die alten hat er
nicht mitgebracht, die hat er zu Haufe gelassen.— Herr Landeshauptmann, ich will nicht deut¬
licher werdeu; ich will nur auf eins hinweisen. Wir haben doch einen Landesrat, der 69 Jahre
alt ist. Da möchte ich einmal fragen, wieviel Wochen der im Jahre Dienst tut. Es sind doch
solche Zustande auch hier. (Abgeordneter Gerlach: Sehr gut!) Das kommt aus den ganzen Ver¬
hältnissen. Ich will ja gar keinen Vorwurf erheben, ich will nur Tatsachen feststellen. Aber um
die paar Landesräte handelt es sich auch nicht; es handelt sich auch nicht um den Herrn Landes¬
hauptmann. Mir ist überhaupt zweifelhaft, ob das Gesetz auf diejenigen Beamten, die auf zwölf
Jahre gewählt find, so schematisch Anwendung finden kann. Diese Beamten werden ja bis zum
Ablauf ihrer zwölf Jahre, auch wenn die Zeit wirklichüber das 65.- oder 68. Lebensjahr hinaus¬
geht, auf volle Bezahlung Anspruch haben. Daran würde also wenig geändert werden. Selbst
wenn sie vielleichtentlassen würden, würden sie ihre Bezüge nach wie vor bekommen müssen.



60. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 15. März 1921. 19

Aber ich habe doch gesagt, es handelt sich um über 3000 Beamte. Da spielen doch die
paar Herren, die hier auf der Tribüne sitzen, gar keine Rolle. Ich habe doch nicht von den Ober¬
beamten geredet. Der Herr Landeshauptmann stellt die Sache so dar, als wenn sich der Antrag
gegen die Oberbeamten allein richte. Das ganze große Heer der Beamten soll unter die neue
Regelung fallen.

Der Herr Landeshauptmann hat weiter gesagt: Ich habe ein größeres Interesse an
manchem älteren Beamten, der über 65 Jahre alt ist, als an einem jüngeren. Wir haben das
auch berücksichtigt. Es ist doch ausdrücklich in unserem Antrage gesagt, daß in einzelnen Fällen
wenn der Dienst es erfordert, die Leute bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres beschäftigt
werden können. Ich meine, da ist man doch weit genng gegangen.

Der Herr Landeshauptmanu sagt nun: Der preußische Staat macht hinsichtlich des Gesetzes
alle möglichenKaprioleu; er pensioniert die Beamten und stellt sie anderwärts wieder an. Es
mag möglichsein, daß dies für einzelneFälle, wo Ausnahmen vorgesehen sind, zutrifft. Es kann
auch sein, daß eiu Beamter, der in den Ruhestand getreten und aus dem Beamtenverhältnis aus¬
geschieden ist — darauf kommt es an —, dann von der Staatsrcgierung einen bestimmten Auftrag
bekommt. Das ist aber ganz etwas anderes, Herr Landeshauptmann. Dieser Fall kann doch gar
nicht herangezogenweiden, er fällt doch außerhalb der Regel. Ich meine also, das, was der Herr
Landeshauptmann hier vorgetragen hat, kann nicht geeignet sein, die Gründe, die für unseren
Antrag sprechen, zu entkräften. Ich möchte Sie also nochmals bitten, unserem Antrage die
Zustimmung zu geben.

Im übrigen habe ich meiner Verwunderuug darüber Ausdruckzu geben, daß gerade von
der allerlinkstenSeite des Hauses gesagt worden ist, daß auch dieser Antrag ihr nicht passe. Ich
habe allerdings bis jetzt vergeblich darauf gewartet, einen Verbesserungsantrag von der linksten
Seite des Hauses hier zu hören; bis jetzt ist er mir nicht zu Ohren gekommen.

VorsitzenderGielen: Es ist eben folgender Antrag eingegangen:
„Die Fraktion der Vereinigten kommunistischen Parteien Deutschlands beantragt, daß
die Provinzialbeamten ohne Ausnahme mit dem 65. Lebensjahr automatisch in den
Ruhestand versetzt werden."

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Nenvers: Ich möchte nur noch ein Paar Worte hinzufügen.
Es ist gesagt worden: Es sind Tausendevon Provinzialbeamten; darunter befinden sich doch

manche, auf die das Gesetz Anwendungfindet. Als das Gefetz kam, habe ich die Sache überschlagen.
Wir haben unter den sämtlichenBeamten 41, die das 65. Lebensjahr erreicht haben. (Hört! Hört!
im Zentrum.) Das ist die ganze Schar.

Nun sagen Sie: Sie haben die Aelteren zu Hause gelassen. Ich kann Sie versichern, ich
habe weder davon gesprochen noch sonst was. (Zuruf Eberle: Das ist auch so nicht aufzufassen!)
Es ist auch keiner zurückgeblieben. Wenn Sie es wissen wollen, so will ich Ihnen einmal sagen,
wer denn bei uns über 65 Jahre alt ist. Das ist — ich muß jetzt schon Namen nennen —
zunächst Herr Geheimrat Esfer, der eben in den Ruhestand getreten ist, dann Herr Geheimrat Schmidt,
dann Herr LandesbankdirektorLohe. Das sind die einzigen von der Zentralverwaltung. Dann
kommen aus der Provinz ein Baurat Inhoffen in Aachen, ein Baurat Hübers in Köln und ein
Anstaltsoirektor Peretti in Gra'fenberg. Also viele treffen Sie mit der Sache nicht.

Nun hat Herr Eberle die Bemerkung gemacht: Einer der älteren Herren, der 69 Jahre
alt ist, wieviel Stunden tut der Dienst? Da muß ich sagen: Das ist der ungerechteste Vorwurf,
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der überhaupt gemachtwerden konnte. (Zuruf Eberle: Ich habe dem Beamten doch nicht den Vor¬
wurf gemacht!) Sie haben gesagt: Ich möchte wissen, wann der überhaupt Dienst tut. Ich kann
auf Ehre und Gewissenbezeugen: Der Herr tut seinen Dienst wie der jüngste Landesrat. Ich
habe noch nie erlebt, daß er außer Dienst getreten ist oder seinen Dienst nicht erfüllt hat. Das
muß ich Zur Ehre des betreffendenBeamten hier doch feststellen. (Bravo! rechts.)

VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht mehr gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung.
Nach der Geschäftsordnungsind die Abänderungsanträge zuerst zu erledigen. Der weitestgehende
Abänderungsantrag ist wohl der der Vereinigten kommunistischen Parteien Deutschlands, der zweite
der der Mehrheitssozialisten, der dritte der der Unabhängigen; dann würde der Antrag der Fach¬
kommission kommen. Wenn ich keinen Widerspruchhöre, nehme ich die Abstimmung in der vorge¬
schlagenen Weise vor.

Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag der Vereinigten kommunistischen
Parteien Deutschlands? — Das ist die Minderheit.

Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag der SozialdemokratischenFraktion? —
Ebenfalls die Minderheit.

Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag der unabhängigenSozialdemokraten?
— Auch die Minderheit.

Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag, wie ihn der Referent der Fach¬
kommission vorgetragen hat? — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 6:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung einer Bestimmung in der Satzung der
Provinzial-Feuerversicherungs anstatt.

Ich erteile das Wort dem Herrn AbgeordnetenHoff.
AbgeordneterHoff: Meine Damen und Herren! Die Ziffer 8 des § 7 der Satzung der

Provinzial-Feuerversicherungsanstaltbehält die Beschlußfassungüber den Ankauf von Grundstücken
und die Ausführung von Bauten dem Provinziallandtage vor, sofern die Kosten die Summe von
30000 Mark übersteigen. Provinzialausschuß und Verwaltungsrat der Anstalt haben in Ansehung
der heutigen Verhältnisse vorgeschlagen,dem letzten Satz der Ziffer 8 im § 7 folgende Fassung
zu geben:

„Wenn die Summe von 30000 Mark überschritten wird, ist die Genehmigung des
Provinzialausschusseseinzuholen".

Die Fachkommission I ist dem beigctreten und ersucht Sie, das gleiche zu tun.
VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann.
AbgeordneterHoffmann: Meine Damen und Herren! Die Vorlage sagt unter anderem,

daß der Provinziallandtag in der Regel nur einmal im Jahre zusammentritt, und, weil er nur
einmal im Jahre zusammentritt, soll man dem Provinzialausschuß diese besonderenVollmachten
geben. Nun kann ich nicht einsehen,daß der Provinziallandtag nur einmal im Jahre zusammen¬
treten wird, erst recht nicht für die Zukunft, wo dem Provinziallandtag doch eine besondere Autonomie
in Aussicht steht und auch ein größerer Kreis der Vetätigung, so daß wir zweifellos annehmen,
daß das Bedürfnis, in Zukunft den Provinziallandtag mehrfach im Jahre zusammenzuberufen,
gegebenist.

Visher war es nun so, wie ja aus dem § 8 hervorgeht, daß, wenn die Summe von
30 000 Mark überschrittenwar, die Genehmigung des Provinziallandtages einzuholenwar. Jetzt
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will man durch den Antrag bezwecken, daß/wenn die Summe von 30000 Mark überschritten
wird, die Genehmigung des Provinzialausschusseseinzuholenist. Eine Höchstgrenze,wie weit die
Ueberschreitungerfolgen kann, wird nicht festgesetzt. Es ist also so der Piovinziallandtag für die
Zukunft in diesen Fragen voll und ganz ausgeschaltet. Es ist doch notwendig, will man in dieser
Richtung die Rechte der Abgeordneten wahren, daß unter allen Umständen hier eine Kautel
geschaffen wird, die die Möglichkeitgewährt, dem Piovinziallandtag das Vetorecht zu erhalten.

Wenn man darauf hinweist, daß der Provinzialausschuß politisch in gleicherWeise zu«
sammengesetzt sei wie der Provinziallandtag, also das Stärkeverhältnis der Parteien hier wider¬
spiegele, so ist damit noch lange nicht gesagt, daß das, was der Provinzialausschuß beschließt,die
Genehmigung der einzelnen Fraktionen des Provinziallandtages immer finden wird. Jedenfalls
müssen wir für unsere Fraktion erklären, daß wir mit der Fassung in der vorgeschlagenen Form
nicht einverstandensind.

Vorsitzender Vielen: Das Wort ist nicht mehr gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung.
Wer von den Herren ist gegen den Vorschlag,wie ihn der Herr Referent vorgetragen hat? — Das
ist die Minderheit. Der Vorfchlag ist angenommen.

Zu Punkt 7:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Provinzialverbandes
Rheinland des Deutschen Gastwirteverbandes, Vertreter des Wirtegewerbes
in den Wirtschaftsrat zu wählen,

erteile ich das Wort Herrn AbgeordnetenHoff.
AbgeordneterHoff: Der Provinzialverband Rheinland des DeutschenGastwirteverbandes

hat den Antrag gestellt, Vertreter des Wirtegewerbesin den Wirtschaftsrat zu wählen. Der Antrag
ist verfrüht. Die Fachkommission I bittet, ihn dem Provinzialausschuß zu überweisen.

Vorsitzender Gielen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich nehme Ihr Einverständnis an.
Zu Punkt 8:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses.
betreffend die Aenderung der Befoldungsurdnung und der Bestimmungen
über Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung der Provinzialbeamten,

erteile ich das Wort Herrn AbgeordnetenBrauer.
AbgeordneterBrauer: Meine Damen und Herren! Der vorige Provinziallandtag hatte

beschlossenden Provinzialausschuß zu ermächtigen, im Anschluß an die staatliche Revision der
Besoldungsordnung über eine neue Besoldungsordnung für die Provinzialbeamten mit den dazu¬
gehörigen Bestimmungen über Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgungsowie Ausbildung der
Provinzialbeamten zu beschließen und dem jetzigen Provinziallandtage bei seinem ersten Zusammen¬
treten Bericht zu erstatten. Wir hatten damals weiter beschlossen,daß der Provinziallandtag Wert
darauf legt daß der Provinzialausschuß mit tunlichsterBeschleunigungbei der Ausführung dieses
Aufträaes die Wiwfcheder einzelnenBeamtengruppen wohlwollendprüfen und etwa vorgekommene
Härten ausgleichen solle. Es ist damals weiter beschlossen worden, die Provinzialverwaltung zu
ersuchen bei der Regelung der Besoldung in Fühlung mit den zu gemeinsamenBesoldungsverein¬
barungen gebildeten kommunalenVereinigungen der Provinz zu bleiben und sich solchen Verein¬
barungen tunlichst anzuschließen. ^. .<.' «-« li. - c>5

Inzwischen ist ja nun das preußische Staatsdlenstemkommensgesetzam 5. Februar ver-
össentlickt worden Die Ausführungsbestimmungenzu diesem Gesetz stehen allerdings noch aus. Der
Proviuzialausschuß h°t aber geglaubt, im Sinne unseres damaligen Beschlussesund im Interesse
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der Beamten schon jetzt diejenigenBestimmungen des Gesetzes, für welche besondere Ausführungs¬
bestimmungen nicht erforderlich sind, in die Besoldungsordnung und die Bestimmungen über die
Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezügeder Provinzialbeamten übernehmenzu können.

Welche Aenderungenbeschlossen sind, haben Sie ja aus der Gegenüberstellungder bisherigen
und der neuen Besoldungsordnungersehen.

Hierzu sind bei den Beratungen der I. Fachkommissionnoch eine Anzahl Wünschevor¬
gebrachtworden, deren wohlwollende Prüfung und Berücksichtigung teilweise zugesagt werden konnte.
Zu anderen Anregungen konnte diese Zusage nicht gegeben werden, vor allem auch deswegennicht,
weil sie das Zustandekommender Besoldungsordnung bedeutend verzögern würden, womit den
Beamten der Provinz ja der allerschlechteste Dienst erwiesen würde.

Von besondererBedeutung ist dann, daß die I. Fachkommission in der neuen Fassung des
§ 2, betreffend das Grundgehalt, die Bestimmung gestrichenhat, daß weiblichenBeamten das
Grundgehalt um 10°/o gekürzt werden soll. Die I. Fachkommission war einmütig der Ansicht, daß
für gleiche Leistungen auch die gleichen Bezüge zu gewähren sind. Es wird unsere weiblichen
Abgeordneten freuen, zu vernehmen, daß auch die Vertreter der Verwaltung diesem Standpunkte
zustimmten. (Bravo!)

Mit diesem Vorbehalte empfiehlt die I. Fachkommission, dem vom Provinzialausschuß vor¬
gelegten Beschlußantragezuzustimmen:

„Der Provinziallandtag wolle von der durch den Provinzialausschußbisher beschlossenen
Aenderung der Besoldungsordnungsowie der Bestimmungenüber Ruhegehalt und Hinter¬
bliebenenversorgungder Provinzialbeamten Kenntnis nehmen und ihn mit der Durch¬
führung der weiteren Aenderungen — unter Beobachtung des Beschlusses des 59. Provinzial-
landtages vom 9. Dezember 1920 — beauftragen".

Die I. Fachkommissionbeantragt: Der Provinziallandtag wolle den Antrag unverändert
annehmen, mit der Aenderung indessen, daß der Absatz 2 des neuen § 2 in Wegfall kommt

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Die Vorlage, die den Abge¬

ordneten so kurz vor der Tagung oder sozusagenfast während der Tagung übermittelt worden ist,
ist so umfangreich, daß eigentlicheine gründlichereVorbereitung in der Kommission, wie auch zur
Informierung der Abgeordneten, notwendig gewesen wäre. Es sind ja soviel wichtigeFragen, die
im Interesse des Beamtenrechts und der Beamten wahrzunehmensind, zu behandeln, daß man es
so aä lwo, so ohne weiteres, wenn man die Paragraphen nicht im einzelnen geprüft hat, kaum
machen kann.

Es ist auch nicht gerade angenehm, zu hören, daß für die Provinzialbeamten noch nicht
eine entsprechendegesetzlicheVertretung, ein Veamtenausschußvorhanden ist, in der alle Gruppen
der Beamten von unten bis oben eine ihrer Zahl entsprechendeVertretung haben, um so auch
ihrerseits Wünsche und Beschwerden, auch hinsichtlichder Gehaltstarifierung usw., zur Geltung
bringen zu können.

Von dem Herrn Berichterstatter haben wir ja gehört, daß nun der Grundsatz: „für gleiche
Arbeit und gleiche Leistung gleiche Bezahlung" auch in dieser Besoldungsvorlage Geltung haben
soll, daß also die Position 2, die da beabsichtigtwar, wonach den Beamtinnen der Ortszuschlag
nur zur Hälfte gewährt werden sollte, gestrichen wird. Dies ist ja erfreulich.

Aber nehmen wir die Ortszuschläge an sich, so zeigen sie einen antisozialen Charakter.
Würde man die Ortszuschläge so wählen, daß man für die unteren Gehaltsstufen höhere Orts-
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zuschlage Platz greifen ließe, um so unter den gegebenen Verhältnissen infolge der erheblich
gesunkenen Valuta wenigstens einigermaßen den Unterbeamten das Existenzminimumzu geben, so
würde das durch die Ortszuschläge in einer anderen Form gewährleistet, während andererseits hier
die Tendenz in der Vorlage vorherrschendist, daß, je höher das Grundgehalt ist, umso höher die
Ortszulagen in die Erscheinung treten. Es müßte das umgekehrteVerhältnis Platz greifen; in
umgekehrterForm müßten die Ortszuschläge erfolgen.

Es sind nun auch noch eine Reihe anderer Punkte, die eine eingehendeWürdigung ver¬
dienen. Es ist ja selbstverständlich auch ein vernünftiger Grundsatz, den man zur Geltung zu
bringen hat, daß. die Ausgleichszuschlägegleichmäßigerfolgen. Im gegebenen Falle ist nun die
Vorlage heute uns gemacht. Wird sie vertagt, so werden unter den gegebenen Verhältnissen die
Beamten besonders geschädigt. Wir von unserer Fraktion verlangen, daß für die Zukunft in dieser
Richtung anders gearbeitet wird. Wir wünschen, daß rechtzeitigvor der Tagung die entsprechenden
Fachkommissionen zusammentreten, um vorher in ausreichendemMaße auch zu den einzelnen Vor¬
lagen Stellung nehmen zu können, damit, wenn das Plenum zusammentritt, es auch Arbeitsstoff
vorfindet und nicht zunächst tagelang spazieren geht. Auf alle Fälle haben wir alle Veranlassung,
solche Vorlagen eingehender zu prüfen, als es bisher geschehen ist. Wir müssen nnter allen
Umständen verlangen, daß auch der Provinzialausschuh sich mit den Anregungen, die in der Fach¬
kommission von den verschiedenstenSeiten gegeben worden sind, eingehend beschäftigt,damit wir für
die Zukunft, entsprechend der Kritik, die wir gemachthaben, bessere Vorlagen erhalten.

Wir wollen also unter den gegebenen Verhältnissen die Vorlage zunächst annehmen, damit
die momentanen Interessen der Beamten gewahrt werden.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Landesrat Müller.
Landesrat Müller: Zu dem, was der Herr Vorredner gesagt hat, nur einige Worte.
Er hat gewünscht, daß Ihnen die Vorlage schon viel früher zugegangenwäre. Der Herr

Abgeordnetehat wohl nicht bedacht, daß zwischen dem Wahltermin und der Einberufung des Land¬
tages im ganzen nur drei Wochen gelegen haben, daß die Namen der Abgeordnetenzum Teil erst
in der allerletztenZeit bekannt gewordensind. , ^. ^ . . ^ ^ ^. ^ .^ ^. ^.

Zur Sache selbst möchte ich bemerken,daß die Provmzmlverwaltung die erste ist, die die
preußischen Bestimmungen auf ihre Beamten überträgt. Die anderen Kommunalverwaltungen
wollen auf die preußischen Ausführnngsbestimmungenwarten, von deren Wortlaut wir ja für den
weiteren Verlauf der Besoldungsrevisionabhängig sind. Lediglich im Interesse der Beamten und
entsprechenddem Wunsch des vorigen Landtags, daß mit möglichsterBeschleunigung verfahren
werden sollte ist die Revision der Besoldungsordnung, soweit dies möglichwar, bereits erfolgt.

Mit Erstaunen habe ich aus den Worten des Herrn Vorredners gehört, daß hier noch
keine Beamtenausschüsse,in denen die sämtlichen Beamten vertreten sind bestehensollen. Vielleicht
sagt mir der Herr Abgeordneteeinmal, woher er das ha, (Abgeordneer Hoffmann: Wn haben
aus der Vorlage nicht entnehmen können, daß eme solche Korperschaft besteht! Hört! Hort!)
Wir haben auch nichts davon geHort, daß der Beamtenansschuß gefragt worden ist oder haben
Sie mit ihm verhandelt?) Ich bin in der Fachkommission als Referent gefragt worden, ob wir
mit dem Beamtenausschußverhandelt hätten, und habe erklärt, daß unsere Beamtenausschüssedas
nicht aewünscht sondern sie ebenso wie bei der vorigen Besoldungsordnung erklärt haben: Das ist
nickt unsere Sacke- nicht die Beamtenausschüssesollen mit der Verwaltnug verhandeln, sonderndas
soll der Landesverband tun, in dem die einzelnenFachgruppen vertreten sind; die nicht darm ver-
reten sind mögen einzeln verhandeln. Wie daraus der Schluß gezogen werden kann, hier bestanden
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keine Beamtenausschlisse,verstehe ich nicht. (Zuruf Hoffmann: Sie bestätigen damit nur meine
Ausführungen!)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKnab.
AbgeordneterKnab: Ich habe namens meiner Fraktion zu erklären, daß wir uns mit dem

grundsätzlichen Aufbau dieser Besoldungs-„Ordnung" (in Anführungsstrichen)durchaus nicht einver¬
standen erklärenkönnen. Die kapitalistische Gesellschaftund ihr Staat ist unfähig, den Beamten das
Existenzminimumzu sichern. Es ist aber gestern in der Fachkommission mitgeteilt worden, daß sich
die Beamtenschaftdurch ihre Vertretung mit der jetzigen Fassung einverstandenerklärt hat. Das
mag wohl darauf zurückzuführensein, daß die Beamten, die seit zwei Jahren darauf warten, endlich
einmal etwas von der Besoldungs-„Ordnung" zu sehen, darauf drängen, jetzt ein klares Bild darüber
zu bekommen,wie ihre zukünftigenwirtschaftlichenVerhältnisse sich gestalten. Aus diesem Grunde
erheben wir auch heute im Plenum keinen weiteren Einspruch mehr gegen die Verabschiedungdieses
Gesetzes, weil es den Wünschender Beamten selbst entspricht.

Wir können aber nicht unterlassen,darauf hinzuweisen,daß dieses Gesetz auch vom bürger¬
lichen Standpunkt in verschiedenen Punkten durchaus unsozialeBestimmungen enthält. Wir haben
uns dem Einspruchder übrigen Fraktionen gegen die Bestimmung angeschlossen, daß die Beamtinnen
10°/n weniger an Grundgehalt beziehen sollen als die Beamten. Ferner ist die vielgestaltige
Gliederung des Ortszuschlages nicht zweckdienlichund gerecht, denn sie schafft zu große Unterschiede
Mischen den einzelnen Ortsklassen, die bei der heutigen allgemeinen elenden Wirtschaftslage
nicht mehr gerechtfertigtsind.

Ferner haben wir beantragt, daß zum § 5 (Dienstwohnung) und ebenfalls zum § 8
(Sonstige Vergünstigungen) die Einschränkung gemacht werde, daß diese Vergünstigungen für die
unteren und mittleren Beamten nicht auf das Gehalt angerechnetwerden. Leider standen dem ja
die unsozialen Bestimmungen des Staats- und des Reichsbesoldungsgesetzes entgegen.

Zu dem Punkt „Sondervergütungen" im § 6 halten wir die Bestimmung für durchaus
ungerecht: „Entschädigungenfür Uebelstundenusw. werden nur gewährt, wenn solche im Besoldungs¬
plane vorgesehensind". Wir halten es für möglich, daß hier eine Willkür Platz greift. Was
heißt: „wenn solche vorgesehensind?" Es liegt dann immer in den Händen der Verwaltung,
nachher die Auslegung dieser Bestimmung zu geben. Wir stehen grundsätzlichauf dem Stand¬
punkt, daß Ueberstundennicht gemacht werden sollen, und wenn Ueberstundengemacht werden, sollen
sie freiwillig von den betreffenden Beamten gemacht werden. Geschieht das nicht, so soll man
noch weitere Beamte anstellen, es gibt genug stellenlosejüngere Kräfte, die auf eine Anstellung
warten. Wenn Ueberstundennicht zu vermeiden sind, müssensie entschädigtwerden. Es steht ja
nach der Statistik bürgerlicher Statistiker fest, daß noch nicht 90°/o der unteren und mittleren
Beamten im Besitze des Existenzminimums sind. Und da will man noch nicht einmal Ueber-
stunden, die einen besonderenVerbrauch von Nerven und Körperkraft erfordern, bezahlen?

Wir sehen ferner in dem § 12 (Ausgleichszuschlag) dasselbe Unsoziale,wie in der Vesoldungs-
„Ordnung" von Staat und Reich. Es sind die unteren und mittleren Beamten, die unter diesen
Bestimmungen zu leiden haben. Ein unterer Beamter mit einem Grundgehalt von 8000 Mark
bekommt 50°/« Ausgleichszuschlag, das sind für ihn 4000 Mark zu 8000 Mark, macht 12 000 Mark.
Ein Oberbeamter dagegenmit einem Grundgehalt von 24000 Mark bekommt auch 50°/° Ausgleichs¬
zuschlag. Das sind für ihn aber nicht 4000 Mark, sondern 12 000 Mark, trotzdem er durch sein
höheres Grundgehalt sich in einer besseren Lage befindet als die unteren und mittleren Beamten.
(Sehr richtig! links.)
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Wir sehen aber, wie bereits gesagt, davon ab, gegen die Verabschiedungdieser Besoldungs-
Ordnung weiteren Einspruch zu erheben.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoff.
Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Nur ganz kurz. Bei den Ausführungen

meiner Vorredner hat die Anhörung der Beamtenvertretung eine wesentliche Rolle gespielt. Ich
halte mich für verpflichtet, hier festzustellen,daß wir nicht etwa gewartet haben, bis die Herren
von der kommunistischen Partei hier erschienen sind, um uns darauf hinzuweisen, sonderndaß wir
bereits bei der letzten Tagung in ausgiebigsterWeise in der Fachkommission die Sache besprochen
haben (AbgeordneterGerlach: Sehr richtig!), daß wir alles das, was die Herren von ganz links
heute wünschen, dort bereits eingehendzur Sprache gebracht haben, daß die.FachkommissionI auch
im Einverständnis mit den Herren, die rechts sitzen, damals ihre Beratungen unterbrach, eine
gewählte Vertretung der Beamtenschaftzuließ, in eingehendster Weife die Wünsche der verschiedensten
Kategorien anhörte und nachher einen Beschlußherausbrachte, der voll und ganz die Zustimmung
der beteiligten Beamtenkategoriengefunden hat.

Wir haben gestern in der Fachkommissionauch gewünscht, daß einige kleinereGruppen,
die Werkmeisterzum Beispiel, die in dem allgemeinenVerband nicht organisiert sind, noch gehört
werden. Von diesem Wunsch hat Herr Landesrat Müller Kenntnis genommen, und ich habe die
Ueberzeugung,daß bis zur nächsten Tagung auch diefer Wunsch erfüllt werden wird.

Alle diese Anregungen von gestern werden dem Unterausschuß überwiesen werden, der
innerhalb des Provinzialausschussesfür die weitere Erledigung der Beamtenbefoldungsreformgewählt
wird. Sollten wir allerdings — darin gebe ich dem Herrn AbgeordnetenHoffmann recht — nachher
die Wahrnehmung machen, daß die in den Kommissionen geäußerten Wünschenicht beachtetwerden,
dann werden wir uns erlauben, nachher in schärfererWeise auf die Angelegenheitzurückzukommen.

Eine Reihe weiterer Wünsche,meine Damen und Herren, sind unerfüllbar, weil ihnen das
Sperrgesetz entgegensteht. Wir Pflegen in folchen Situationen immer nur das zu machen, was
auch wirklich durchzuführenist. (Bravo!)

VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht mehr gewünscht. Es ist doch wohl ein gewisser
Widerspruch gegen die Vorlage betont worden. Wir muffen daher abstimmen. Wer von den
Damen und Herren ist gegen die Vorlage, gegen den Antrag, wie ihn Herr Brauer vorgetragen
hat? — Einstimmig angenommen.

Zu Punkt 9:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betretend Einsetzung der Stelle eines Landesmedizinalrats
in den Haushaltsplan der Provinzial-Zentralverwaltung und Wahl eines
Landesmedizinalrats,

erteile ich das Wort Herrn AbgeordnetenDr. Dichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Der Provinzialausschuß hat den Antrag gestellt, die Stelle

eines Landesmedizinalrats in den Haushaltsplan der Provinzial-Zentralverwaltung einzustellen.
Die I. Fachkommission hat die Notwendigkeitdiefer Stelle anerkannt und bittet,' dem Antrage zu
entsprechen. Sie bittet zugleich, den Herrn Dr. Wiehl, der bereits eineinhalb Jahr diese Stelle
provisorisch bekleidet hat, definitiv mit dem Amte zu betrauen. Die Mehrkosten, die dadurch
entstehen, sind nur gering, da die bisher von Herrn Dr. Wiehl bekleidete Oberarztstelle in dem
näcbstenEtat gestrichen werden soll.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Wird dazu das Wort gewünfcht? Das
Wort hat Herr AbgeordneterKnab. , ^
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AbgeordneterKnab: Meine Damen und Herren! Wir haben in der Fachkommission zu
Punkt 2b beantragt, daß dort der Satz: „falls der Landeshauptmann es für zweckdienlicherachtet"
durch die Fassung ersetzt wird: „falls der Provinzialausschuß auf Antrag des Landeshauptmanns
es für zweckdienlicherachtet".

Es wurde in der Fachkommission gesagt, dem stände die Provinzialordnung entgegen. Die
Provinzialordnung befindet sich aber auch in der Umorganisation. Wir sehen nicht ein, warum der
Provinzialausschußnicht dieses Recht haben soll gegenüber dem Landeshauptmann, in dessen Willkür
es einfach gegeben wäre, einen ihm nicht genehmenBeamten, der vom Provinziallandtag angestellt
worden ist, auf diese Weise zurückzuversetzen.

Unser Antrag geht also dahin: „Die Fraktion der V. K. P. D. beantragt zur Einsetzung
der Stelle eines Landesmedizinalrats, daß im § 2d der Satz „falls der Landeshauptmann es für
zweckdienlicherachtet" gestrichen wird und folgende Fassung dafür eintritt: „falls der Provinzial¬
ausschuß auf Antrag des Landeshauptmanns es für zweckdienlicherachtet".

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Ich mache den Herrn Redner darauf auf¬
merksam,daß es Sitte ist, von hieraus zu sprechen. Ich bitte, bei größerenAusführungen hierher
zu kommen. (Zuruf Dr. Iarres: Dann dauert's noch langer!)

Die Damen und Herren haben den Antrag gehört. Ich bringe diesen Abänderungsantrag
zuerst zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die sich für den Antrag des Herrn Knab erklären
wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit.

Ich stelle den Antrag der Verwaltung zur Abstimmung. Ich bitte die Damen und Herren,
die dafür sind, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 10:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Dr. Dich-
gans auf etatsmäßige Anstellung der Apotheker Geikowitz und Schüller
vom 1. April 1920 ab.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Dichgans.
AbgeordneterDr. Dichgans: Von den in den verschiedenen Provinzialheilanstalten be¬

schäftigtenApothekern sind bisher drei als Beamte angestellt. Ich habe den Antrag gestellt, daß
noch zwei weitere Apotheker,und zwar die Herren Geikowitz und Schüller, die sich schon lange im
Dienst befinden und sich gut bewährt haben, vom 1. April 1920 ab rückwirkend als Beamte an¬
gestellt werden. Ich bitte, diesem Antrage zu entsprechen.

Stellvertretender VorsitzenderI)r. Wesenfeld: Wünscht jemand dazu das Wort? Das
ist nicht der Fall. Ich stelle den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen,die für den An¬
trag stimmen,die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Punkt 11:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Andres«
Kreuznach auf Schaffung einer neuen Lehrerstelle bei der Provinzial-
Wein- und Obstbauschule zu Kreuznach.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Simon (Kirn).
AbgeordneterSimon (Kirn): Meine Damen und Herren! Durch den Herrn Abgeordneten

Andres ist namens der weinbautreibendenBevölkerung an der Nahe der Antrag gestellt worden, an
der Obst- und Weinbauschulein Kreuznacheine neue Lehrerstelle zu schaffen, um den zurzeit mit
den Innengeschäften der Anstalt sehr überlasteten Direktor der Anstalt zu unterstützen. Der neue
Lehrer soll vor allen Dingen die Wandertätigkeit und auch die Außenarbeit der Weinbauschule
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übernehmen, da an die Weinbauschulezur Ausbildung der Winzer ein größeres Weingut ange¬
schlossen ist.

Die I. Fachkommission hat einstimmigbeschlossen, diesem Antrage stattzugeben. Ich bitte
das hohe Haus, entsprechend zu beschließen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Wird dazu das Wort gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrage stattgeben wollen, die Hand
zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Punkt 12:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Vertretung des Landeshauptmanns.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Iarres.
Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Die Geschäfteder Provinzial-

«erwaltung haben in den letzten Jahren eine derartige Erweiterung ihres Umfanges angenommen,
daß es nur möglich war, diese Geschäfte zu erledigen unter der Leitung eines Mannes, der die
seltene Erfahrung und Umsichtund die ungewöhnliche Arbeitskraft des jetzigen Inhabers der Stelle
des Landeshauptmanns besitzt. In Zukunft werden nun die Geschäfte der Pruvinzialverwaltuug
eine noch größere Ausdehnung erreichen,wenn das Gesetz über die Erweiterung der Selbständigkeit
der Provinzen in Kraft tritt. Auch andere Aufgaben werden der Provinzialverwaltung voraus¬
sichtlich noch zugewiesen werden. Unter diesen Umständen ist es unbedingt notwendig, dem Herrn
Landeshauptmann in der obersten Leitung der Geschäfteeinen ständigen Vertreter mit einer beson¬
deren Verantwortung zur Seite zu stellen. Der Provinzialausschuß hat sich grundsätzlich mit dieser
Regelung der Dinge einverstandenerklärt.

Ueber die Auswahl der in Frage kommendenPersönlichkeithaben wir uns hier nicht zu
unterhalten; es wird dazu der Provinzialausschuß Stellung nehmen müssen. In diesem Augen¬
blicke ist nur hervorzuheben,daß der jetzige ständige und hochverdiente Vertreter des Herrn Landes¬
hauptmanns, Herr Geheimrat Schmidt, selbst den Wunsch geäußert hat, diese neue Aufgabe mit
Rücksicht auf sein großes Dezernat und sein vorgerücktes Alter nicht übertragen zu erhalten.

Wie gesagt, haben wir uns mit der Persönlichkeitheute nicht zu beschäftigen. Es kommt
hier nur die finanzielle Seite der Angelegenheitzur Erörterung. Bisher erhielt der Stellvertreter
des Herrn Landeshauptmanns eine ruhegehaltsberechtigteZulage von 3000 Mark. Mit Rücksicht
auf die große Vermehrung der Geschäftedieses Stellvertreters und mit Rücksicht auf die größere
Verantwortung halt es die Fachkommission für richtig, diese pensionsfähigeZulage auf 6000 Mark
zu erhöhen. Es wird Ihnen vorgeschlagen zu beschließen:

„Der Provinziallandtag wolle die pensionsfähigeZulage für den ständigen Stellver¬
treter des Landeshauptmanns auf 6000 Mark, zuzüglich des jeweiligen Ausgleichs-
zufchlags, festsetzen".

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
Abgeordneter Theißen: Meine Damen und Herren! Von unferem Gesichtspunkteaus

haben wir gar kein Interesse daran, wenn Sie in der bisherigen Art und Weise, den Staats-
organismus zu überkomplizieren,fortfahren. Je eher Sie den Bankrott dieses Systems auch auf
diese Art und Weise herbeiführen, desto lieber ist es uns. (Hört, hört! Lachen rechts.) Aber ich
will einmal versuchen, auf ihren Gesichtspunkt, auf ihre Einstellung einzugehen und einmal die
Begründung dieser Stellenforderung im einzelnen durchzugehen. Das, was der Herr Bericht¬
erstatter hier vorgetragen hat, kann nach meiner Auffassung keine ausreichendeBegründung sein.

4*
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Ob die Schaffung dieser Stellung nötig ist, das ist eine technisch-organisatorische Frage, von der
— ich kann das ruhig sagen — die größte Mehrzahl der hier anwesendenVolksvertreter kein
sachlich begründetes Urteil haben kann. (Ohorufe rechts.) Ich vermisse insbesondere auch hier
wieder das Gutachten des Beamtenausschusses. Ein wirklich sachlich begründetes Urteil, ob ein
derartiger Zuschuß notwendig ist, ob die Arbeit, die etwa dem neuen Stellvertreter erwächst, nun
durch eine höhere Besoldung ausgeglichenwerden muß, erscheint uns zum mindesten sehr fraglich.
Wir erblicken in diesem Antrage nichts weiter als das Bestreben, einem hohen Beamten eine weitere
Zulage zu verschaffen.

Ich will auch einmal versuchen,den Standpunkt der jetzt regierenden Parteien dabei zu
berücksichtigen.Wenn Sie von dem Gesichtspunkteausgehen, daß etwa alle Partei- und Gewerk-
schaftsbürokratenin ordentlicheStaatsbürokraten umgewandelt werden müssen, daß Sie also soviel
Beamtenstellen schaffen müssen, daß wir diese Leute alle in ordentliche Bürokraten verwandeln
können, dann, glaube ich, wird das nicht möglichsein. Also auch von diesem Gesichtspunkteaus
ist die Sache uicht richtig.

Ich möchte aber noch eins bemerken. Es heißt immer: Deutschland ist arm, unser
Vaterland ist in Not. Und es ist gar kein Zweifel, wenn irgendwo ein Arbeiter überflüssig
erscheint oder ein kleiner Angestellter entlassen werden kann, so geschieht das. Aber umgekehrt,bei
den höheren Beamten, bei der hohen Bürokratie, da schafft man neue Stellen, da hat man Geld
für solche Dinge. Das ist unsere Auffassung von der Sache. Deshalb lehnt die Vereinigte
kommunistische Partei die Bewilligung der beantragten Zulage ab. (Bravo! links.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesen seid: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Ich bitte diejenigenDamen und Herren, die den Antrag der Verwaltung annehmen wollen, die
Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Punkt 13:
Antrag der IIs, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des § 9 der Bedingungen für die
Aufnahme von Schülerinnen in die Provinzial-Hebammenlehranstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Fischer.
Abgeordneter Dr. Fischer: Meine Damen und Herren! Für die Teilnahme an dem

neunmonatigenAusbildungslehrgang in den Provinzial-Hebammenlehmnstalten zu Clberfeld und
Köln wurde bisher ein Schulgeld in Höhe von 1200 Mark erhoben, bezw. wenn Gemeinden,
Ortsaimenverbande oder Hebammenbezirkedie Kosten übernahmen, von 800 Mark. Daß dieser
Satz den augenblicklichen Teuerungsverhältnissen nicht mehr entspricht, bedarf keiner besonderen
Darlegung. Die Fachkommission Ha beantragt deshalb: Sie mögen die neue Fassung des § 9
der Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen in die Provinzial-Hebammenlehranstaltcnso
ändern, daß an Stelle von 1200 Mail der Satz von 2700 Mark und an Stelle von 800 Mark der
Satz von 1800 Mark eingesetzt wird.

Außerdem beantragt die Kommission, dem ß 9 einen zweiten Absatz zuzufügen, wonach
der Provinzilllausschußbefugt ist, die Kosten erforderlichenfallsanders festzusetzen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Frau AbgeordneteBecker.
Abgeordnete Frau Becker: Geehrte Damen und Herren! Im Namen meiner Fraktion

möchte ich einige Worte hierzu sagen.
Laut Vorlage 5 sollen die Kosten für den Kursus zur Ausbildung einer Hebamme für

diejenigen, die aus Privatmitteln bezahlen, von 1200 Mark auf 2700 Mark erhöht werden.
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Wir können uns so ohne weiteres für diese Erhöhung nicht begeistern. Wir wissen, wie schwer es
oft ist, daß Frauen und Mädchen aus Arbeiterkreisendiese 1200 Mark schon aufbringen. Wir
können uns aber auch dem nicht verschließen, daß in den minderbemitteltenKreisen gerade diejenigen
zu finden sind, die Lust und Liebe und auch das notwendigeVerantwortungsgefühl für dieses Amt,
welches viel Verantwortung mit sich bringt, in sich tragen, daß es ihnen aber durch die Erhöhung
dieser Lehrsätzeunmöglichgemachtwird, diesen Beruf zu ergreifen. Wir möchtenbeantragen, daß
Freistellen geschaffen werden und daß diese Freistellen den armen Bewerberinnen selbst, nicht den
Gemeinden, übertragen werden. Wohl soll den Gemeinden das Recht zustehen,zu prüfen, ob die
Ausbildung und Anstellung einer Hebamme nötig ist. Ich erlaube mir, Ihnen den Antrag unserer
Fraktion zu unterbreiten:

„Wir beantragen, im Etat für die Hebammenlehranstalten20"/« Freistellen für un¬
bemittelte geeignetePersonen zu schaffen.

Der letzte Gatz der neuen Fassung ist zu streichen.
Fraktion der U. S. P."

Ich bitte Sie, unserem Antrage zuzustimmen,damit auch einmal die Worte, die in unserer
neuen Republik immer gesagt werden:.„Freie Bahn dem Tüchtigen!" zur Verwirklichungkommen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Meine Damen und Herreu! Sie haben
den Antrag gehört. Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich lasse zunächst über diesen
Abänderungsantrag abstimmen. Er lautet:

„Wir beantragen, in dem Etat für die Hebammenlehranstalten20°/» Freistellen für
unbemittelte geeignete Personen zu gewähren.

Der letzte Satz, neue Fassung, ist zu streichen".
Ich bitte Sie, sich zu erklären, ob beantragt wird, daß über den letzten Satz: „der letzte

Satz, neue Fassung, ist zu streicheu" getrennt abgestimmt wird. (Zustimmung.) Ich bitte dann
zunächst diejenigen, die Hand zn erheben, die den letzten Satz dieses Antrages der Unabhängigen
Fraktion annehmen wollen. (Geschieht). Das ist die Minderheit.

Es kommt dann der erste Teil des Antrages:
„Wir beantragen, in dem Etat für die Hebammenlehranstalten20°/° Freistellen für
unbemittelte geeignetePersonen zu gewähren".

Ich bitte diejenigen, die dafür sind, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist eben¬
falls die Minderheit. (Rufe links: Das ist das foziale Zentrum!)

Ich bitte diejenigen, die den Antrag der Verwaltung annehmen wollen, die Hand zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 14:
Antrag der Ha Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
llusschusses, betreffend Aenderung des Reglements für die Ausführung
des Gefetzes, betreffend die Beschulung blinder und taubstummer Kinder,
vom 7. August 1911 und für die Verwaltung und Leitung der Provinzial-
Tllubstummen- und Blindenanstalten der Rheinprovinz vom 6. März bezw.
2. April 1912,

erteile ich das Wort Herrn Dr. Fischer.
Abgeordneter Dr. Fischer: Meine Damen und Herren! Für die Kinder, die die

Provinzial-Taubstummenanstalten und die Prouinzial-Vlindenanstalten besuchen, wurde bisheran ein
Pflegegeld von 1200 Mark pro Jahr erhoben, welches in vierteljährlichenTeilbeträgen zu zahlen
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war. Dieser Zustand hat häufig zu Schwierigkeitengeführt. Infolgedessen hat die Verwaltung
den Vorschlaggemacht,daß der Pflegegeldsatznicht mehr für ein ganzes Jahr, sondern nach einem
Tagessatze berechnet wird. Sie bringt für die in Familienpflegegegebenen taubstummenund blinden
Zöglinge einen Pflegesatzvon mindestens durchschnittlich 6 Mark täglich in Vorschlag, weiterhin je
300 Mark jährlich für Bekleidung und Wiifche und 300 Mark jährlich für 300 Pflegetage für
sonstige Auslagen (Arzt, Krankenpflege,Schulbücher, Ferienreisen usw.). Die Fachkommission II».
stimmt dem Vorschlage des Provinzialausschussesinsoweit zu und beantragt, das hohe Haus möge
die Abänderung des betreffendenParagraphen des Reglements mit der Abweichungannehmen, die
in Drucksache Nummer 19, die Sie heute vormittag auf Ihren Plätzen gefundenhaben, niedergelegt
ist. Es war nämlich in dem Antrag der Verwaltung vorgesehen,daß aus dem Pflegegeld nur die
Kosten der Ostern- und Herbstferienreisenbestritten werden sollten. Die FachkommissionII» ist
einmütig der Auffassung gewesen, daß auch die Kosten der Weihnachtsferienreiseaus dem Pflegesatz
bcstritten werden sollen.

Weiter, meine Damen und Herren, war in dem Antrage der Verwaltung vorgesehen,daß
die außergewöhnlichen Mehraufwendungenin Krankheitsfällenvon den Unterhaltspflichtigeneingezogen
werden könnten. Die Fachkommission II 2, bittet Sie, diesen Vorschlag dahin abzuändern, daß nur
die Hälfte von den außergewöhnlichenMehraufwendungen von den Unterhaltspflichtigen eingezogen
werden könne, bezw. daß in den Vorschlag der Verwaltung eingefügt wird, daß nur die Hälfte
dieser Kosten aus dem Pflegesatzbestritten wird.

Weiter, meine Damen und Herren, hat die Fachkommission II», dem Abänderungsvorschlage
der Verwaltung einen zweiten Absatz hinzugefügt; er lautet:

„Der Provinzialausschuß wolle beschließen, die Provinzialverwaltung zu ersuchen,beim
Vorhandensein mehrerer Fälle von Anstaltspflegebedürftigleit in einer Familie eine
wohlwollende Prüfung der Beitragsfähigkeit der Erziehungsberechtigten eintreten zu
lassen und über solche Fälle gelegentlich der nächsten Tagung des Provinziallandtages
zu belichten."

Was die Zahl dieser Fälle anbelangt, meine verehrten Damen und Herren, so haben wir
heute vormittag von dem Herrn Dezernenten gehört, daß in die Provinzial-Taubstummenanstalten
30 Familien je zwei Kinder und zwei Familien je drei Kinder schicken. Der Antrag der Fach¬
kommissionII a ist also nicht gegenstandslos, sondern wird in sehr häufigen Fällen zur Anwendung kommen.

Die Fachkommission II» bittet Sie, die Vorschläge der Verwaltung mit den von mir
erwähnten Abänderungen, die Sie in Drucksache 19 finden, anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Es ist hierzu ein Antrag der Unabhängigen
Fraktion eingegangen,der lautet:

„Wir beantragen, im § 9 des Reglements zu streichen:
Aus dem Wegegeld weiden nicht bestritten außergewöhnlicheMehraufwendungen in
Krankheitsfällen,z. B Krankenhausbehandlung,Operationen,Beschaffung künstlicherGlieder
und dergl. Der Provinzialausschuß ist befugt, erforderlichenfalls den Pflegefatz
zu ändern."

Ich gebe zu diesem Antrage Herrn Hauck das Wort.
AbgeordneterHauck: Meine Damen und Herren! Wir haben uns mit unserem Antrage

in der Hauptsache zunächst einmal gegen die ursprünglich vorgeschlagene Fassung, wie es in dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschussesheißt, gewendet. Der Antrag der II » Fachkommission
lag uns bis dahin noch nicht vor. Wir stimmen selbstverständlich dieser bedeutendenMilderung ohne
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weiteres zu, wünschenaber in erster Linie, daß diesek Passus überhaupt gestrichenwerden soll.
Denn wir wissen aus unserer Erfahrung, daß es zu außerordentlichenHärten führt. In der
Mehrzahl oder wohl bereits in allen Fällen sind diejenigenEltern, die ihre Kinder in derartigen
Anstalten, in Taubstummen- und Blindenanstalten unterbringen müssen, in der überwiegendenHahl
der Fälle oder wohl fast in allen Fällen arm in dem Sinne, daß sie nur das Alleruotwendiqste
zu ihrer Existenz haben. Und in der Regel ist es auch nicht das einzige Kind, das vorhanden ist.
Wenn dann ein derartiges Kind in einer Anstalt untergebrachtwird und es werden diese erhöhten
Pflegesätze,wie sie hier vorgeschlagen werden, von den Eltern erhoben, so ist es schon eine ganz
außerordentlicheBelastung eines Arbeiterhaushalts, wenn einer vou seinem Einkommendiese 8 Mark
pro Tag abgeben muß. Sie werden allgemein finden, daß ein Arbeiter wohl eher imstande ist,
ein Kind in der Familie selbst mit durchzufüttern, als vou seinem auf das Minimum berechneten
Einkommen eine Extranicklage für diese Pflegesätzezu machen. Kommt nun der Fall, wie hier
vorgefehen,daß das Kind in 5er Anstalt noch krank wird oder künstliche Glieder benötigt und sollen
dann diese Beträge außerdem noch von dem Unterhaltspflichtigeneingetriebenwerden, so führt dies
zu Härten, die sicherlich nicht in der Absicht der heutigen Versammlungliegen können.

Wir bitten Sie eindringlich,im Interesse der Bedürftigen diesen Antrag des Provinzial-
ausschusses abzulehnenund, wenn unser Antrag abgelehnt wird, die mildere Fassung der II«, Fach¬
kommission anzunehmen.

Des weiteren aber wird auch hier wiederum beantragt:
„Der Provinzilllausjchuß ist befugt, erforderlichenfallsden Pflegesatzzu ändern".

Bei der diesmaligen Tagung des Provinziallandtages finden wir in einer ganzen Reihe
von Vorlagen die immer wiederkehrende Bemerkung, daß dem Provinzialausschuß weitergehende
Befugnisse iu der Erhöhung von Pflegesätzenzuerkannt werden und daß auch, wie wir dieses bei
der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltgesehen haben, das Recht des' Provinzialausschusfes zur
Bewilligung von Geldern erhöht wird. Wir sind der Auffassung, daß dadurch das Recht des
Plenums zu sehr beschnitten wird, nachdem ja der Provinziallandtag so wie bisher bloß alle Jahre
einmal zusammenkommt. Wir wünschen ja, wie von unsern Rednern bereits ausgeführt worden ist,
daß er mehr zusammentritt. Da er aber nur so wenig zusammentritt, kann ihm das Plenumrecht
nicht noch in erhöhtem Maße beschnitten werden. Wir bitten deshalb zum mindesten,eventuell in
getrennter Abstimmung, den letzten Satz unbedingt zu streichen, im Interesse des Plenumrechts
des Provinziallandtages,

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Die Ausführungen, die der letzte

Redner gemachthat, entsprechen nicht der Grundlage, die die Beschlüsse der Fachkommissionen haben.
Wenn es bisher so lautete, daß ein Pflegesatzvon 1200 Mark pro Jahr gefordertwurde, und jetzt
werden 8 Mark gefordert, so besagt dieses nicht, daß die Eltern der Kinder, die mit solchen Gebrechen
belastet sind, jetzt mehr bezahlen sollen, als sie bisher bezahlthaben. Die bisherigenGelder sind von der
Provinz, von den Verbänden, den Kommunen, den Kreisenusw. eingefordert worden, so soll es bleiben,
und die Eltern haben nur bezahlt, wo auf Grund eines Fragebogens ihre Zahlungsfähigkeitfestgestellt
war. Sie haben nach den Ergebnissen dieses Fragebogens eine Zahlungs-Aufforderung zu einem
bestimmten Satz bekommen,den sie bezahlen mußten. Geändert wird hieran durch den Beschluß
nichts, sondern der Beschluß geht dahin, daß die Provinz von den Verbänden ein höheres Pflege¬
geld fordern kann, wodurch auch ein Teil Streitigkeiten aus dem Wege geräumt wird. Es wird alfu
für die armen Eltern der Kinder dadurch abfolut nichts geändert. Sie müssen nur dann bezahlen,
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wenn ihre finanzielle Lage besser gewordenist. Aus diesem Grunde trifft der Antrag der Unab¬
hängigen Partei vorbei. Ich glaube, wenn Frau Becker diesen Antrag gestellt hatte, würde sie die
Begründung des Vorredners nicht gegeben haben.

Wir weiden dem Antrage der Fachkommission zustimmenund den Aenderungen,die dahin
gehen, daß aus den Pflegekostenauch die anderen Sachen nicht bezahlt werden sollen. Denn wenn
diese aus den Pflegekosten noch bezahlt werden sollten, müßte ja die Verpflegung um so viel gekürzt
werden. Das wäre doch geradezu eine Unsinnigkeitohnegleichen.

Ich möchte aber noch auf eins aufmerksam machen, was der Bevölkerung zu wenig bekannt ist.
Es haben eine ganze Reihe von Gemeinden immer wieder versucht,von den Eltern dieser

Kinder noch weiteres Geld herauszubekommen,als die Eltern für die Verpflegung ihrer Kinder an
die Provinzkllssezahlen mußten. Es muß unbedingt darauf hingewiesen werden, daß die Gemeinden
und Gemeindeverbändekein Recht haben, weiteres Geld zu fordern, als die Provinz von den Eltern
gefordert hat. So liegt es auch bei den Mehraufwendungen in Krankheitsfällen für Krankenhaus-
behandlung, Operationen, Beschaffungkünstlicher Glieder und dergleichen. Auch hier ist festgefetzt,
daß die Provinz von vornherein die Hälfte aus ihrer Kaffe zahlt. Die Provinz setzt fest, was
die Angehörigenbezahlen,deren Verhältnissedie Provinz selbst prüft, und was von ihnen auf Grund
ihrer wirtfchaftlichenVerhältnisse nicht gefordert werden kann, sollen die Gemeinden bezahlen.

Ich glaube, aus diesen Gründen können wir die Anträge der Fachkommission annehmen.
Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Fräulein Kohl.
AbgeordneteFräulein Kohl: Meine Damen und Herren! Auch ich kann bestätigen, daß

der Antrag der Unabhängigen sozialdemokratische» Partei völlig absieht von den Klarstellungen, die
die Veratungen in der Fachkommission ergeben haben.

Zunächst darf man feststellen, daß die Vorschläge der Verwaltung, auch so wie sie vorgelegt
waren in unveränderter Fassung, nicht eine Mehrbelastung der Eltern der Kinder darstellten; der
Vorschlag der Verwaltung sah vielmehr lediglich vor, daß die Kosten für Mehraufwendungen
in Krankheitsfällen und dergleichen nicht aus dem Pflegesatzselbst bestritten werden sollten. Der
Wortlaut der Vorschläge war dagegen für den Laien nicht ganz klar. Wir Mitglieder der
Kommifsionhatten zum Teil den Eindruck, er könne die Auffassung erwecken, die Mehrbelastung
treffe die Eltern. Es ist uns von der Verwaltung die sachliche Aufklärung gegebenworden, daß
das nicht der Fall fei, sondern daß die vorgeschlageneRegelung eine Abwälzung der Kosten auf
die Gemeindenbedeute, denen es obliegt, für die Aufbringung dieser Mehrkostenzu sorgen. Um zu
verhindern, daß die Gemeinden sich für diese Mehraufwendungen fchadlos halten, indem fie die
Leistungsfähigkeitder Eltern eventuell höher einschätzen, haben wir darauf gedrungen, daß auch in
der Fassung des neuen Antrages alle Unklarkeitenunterblieben, und unsere Fraktion hat durch einen
unserer Vertreter die neue Ordnung dahin gewünscht, daß zunächsteinmal für 50°/° der Mehrauf¬
wendungen jede Disknssiun über die Einbringungspflicht ausschalte. Daher haben wir gewünscht,
daß die Provinz als solche zunächst einmal 50°/° der Mehrbelastung trage. Wir waren dann weiter
der Ansicht, daß auch die übrigen 50°/» von den breitesten Schultern getragen werden sollen, also
nicht von den Eltern selbst. Sie sind vielmehrvon den Gemeindenaufzubringen. Die Einfchätzung
der Eltern erfolgt nach wie vor durch die Provinz nach der gutachtlichen Aeußerung der Gemeinden.
Es ist also vollständig unrichtig, in diesen Anträgen irgendwie eine stärkere Belastung der Eltern
zu erblicken. Auch wir waren der Meinung, wie die Herren von links, daß Eltern, die solche.
Kinder haben, schwer genug belastet sind und daß wir alles tun müssen, um die Schwierigkeitenfür
sie geringer zu machen. Wir bitten daher, die Fassung der Kommissionanzunehmen.
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Stellvertretender VorsitzenderDr. 'Wesenfeld: Das Wort hat AbgeordneterHossmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Die Ausführungen der Vor¬

redner haben ja bestätigt, daß die Dinge so liegen, daß die Provinz alles auf die Gemeinden
abwälzt und die Gemeinden wieder auf die Eltern. (Lauter Widerspruch rechts.) Wenn dann
die Eltern oder die Unterstlltzungspflichtigennicht in entsprechender Weise zahlen können, dann wird
der Stadtausschuß darüber entscheiden, auf Antrag des Wohlfahrtsamtes. So geht's doch in den
Gemeinden. Dann wird das ethische Moment berücksichtigt. Gewiß, damit bin ich einverstanden,
daß das allgemeineSolidaritätsgefühl der MenschheitPlatz zu greifen hat. Aber es muß unter
allen Umständen das Existenzminimumgarantiert weiden. Aber wie find nun die Beschlüsse in den
Stadtausschüssen, wie find nun die Auffassungen in den Wohlfahrtsämtern? Immer wird eben
darüber ein großer Streit entstehen,daß bei dem und dem Einkommen— mag es noch so gering
^in — immerhin ein gewisser Betrag unter allen Umständen aus ethischen Gründen abzuführen ist.
Wenn wir uns die Frage so stellen, daß die Kinder in diefen Anstalten aus allgemeinen Gründen
unterkommenmüssen und dort im Interesse ihrer Fortbildung unterzubringen fino, so sollten wir
da als Provinzilllanstalt nicht immer nach dem Grundsatz handeln, daß die anderen das Zahlen
zu besorgenhaben. Die Provinz ist jetzt, wie andere auch, der Auffassung, daß sie möglichstalles
von sich abwälzt, und die Gemeinden sind der leidende Teil. Es müßte doch möglichsein, daß
durch eine entsprechende Quote auch in dieser Richtung die Lasten und Unkostenvon den trag¬
fähigen Schultern getragen werden. Dann wäre der ganze Apparat in dieser Form gar nicht not¬
wendig. Alle diejenigen, die taubstumm usw. sind, müssen eben in den Anstalten untergebracht
werden und dort Unterricht erhalten. Hier dreht es sich aber doch darum, daß man darauf hin¬
arbeitet, alles von sich abzuwälzen, nnd schließlich find die Familien immer der leidende Teil.

Die Vorrednerin sagte doch, daß sie und ihre Fraktion der Auffassung seien, daß für
50°/« die Einbringungspflichtausgeschaltetwerden solle. Ich meine, hier sollten wir als Provinzial-
landtag sagen, daß die Provinzialverwaltung für ihre Anstalten felbst zu sorgen hat und daß sie
in entsprechender Weise die Unkosten auf die gesamten Gemeinden generell umlegt, ohne Berück¬
sichtigung,in welcherGemeinde mehr oder weniger taubstumme Kinder sind, oder es muß zu dem
bekannten'Satz der Steuererhebung einfach noch ein Zuschlag genommen werden. Damit wären
alle diese Ungerechtigkeiten beseitigt. Jedenfalls ist der Grundsatz falsch, der bisher hier usance war
und der hier noch erhöht Platz greift, eine erhöhte Belastung der Gemeinde, die auch nicht mehr
weiter kann, und eine Belastung der Eltern, die zum großen Teil kaum das Ezistenzminimumhaben.

Den Gemeinden ist die Steuemutonomie genommen. Die Gemeinden smd damit auch aus
ihrer Selbstverwaltung heraus; sie können-sich nicht mehr selbst verwalten, weil ihnen durch die
Steuergesetzgebungdie Mittel genommen werden. Nun soll die Provinz eine erweiterte Selbst¬
verwaltung bekommen. Wenn die Provinz aber keine Steuerautonomie erhält, ist die ganze Selbst¬
verwaltung der Provinz ebenfalls nur eine Phrase. . c.« c

Wir müssen also nach der Richtung nach anderen Grundsätzen arbeiten und dafür sorgen,
daß die Provinz steuerrechtlich auch so gestellt wird, daß sie ihren Aufgaben allgemein nachkommen
kann und nicht noch eine besondere Belastung der am härtesten getroffenen Familien vorzunehmen braucht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Landesrat Zillllens.
Landesrat Zillikens: Meine Damen und Herren! Wir find bisher davon ausgegangen,

und die früheren Landtage haben das Reglement in der Weife gestaltet, daß der Grundsatz: „Die
sämtlichen Kosten, welche durch die Erziehung der taubstummenund blinden Kinder entstehen, werden
von der Mg me nheit getragen und durch Steuern aufgebracht", nicht zu dem unsngen gemacht
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werden soll, sondern daß die Verwaltung von der ihr tmrch das Gesetz gegebenen Möglichkeit,einen
Teil dieser Kosten von den Unterhaltspflichtigenund, soweit diese nicht zahlungsfähig sind, von den
Gemeinden und Kreisen einzuziehen,Gebrauch machen soll. Ich nehme an, daß das Haus an diesem
Grundsatz festhalten will. Will man das, so müssen die Kosten, welche die Provinz von Dritten
beitreibt, reglementsmäßig in einem Pauschsatzefestgesetzt werden. Der frühere Pauschsatzbetrug,
auf den Tag umgerechnet,4 Marl. Daß dafür die Kinder nicht zu unterhalten, zu verpflegen und
zu beköstigen waren, ist selbstverständlich.In der Kommissionsverhandlungist das auch anerkannt
worden, indem uns gesagt wurde: Wie können Sie denn für 4 Mark ein Kind anständig beköstigen?
Da wurde geantwortet: Es wird natürlich auch erheblichzugesetzt! Um nicht mehr soviel zusetzen
zu müssen, haben wir den Vorschlaggemacht,diesen Satz auf mindestens8 Mark zu erhöhen. Dafür
ist Beköstigung, Kleidung und Wäfche zu liefern und noch manches andere, was nicht zu den General-
unkosten gehört. Daß dies nicht ein Satz ist, mit dem man in allen Fällen auskommenkann, mit
dem namentlichdie Anstalten, die Internatsverpflegung haben, nicht auskommenkönnen, wird jedem,
der die Kosten der Anstaltspflegekennt, klar sein. Es ist nur ein Minimalsatz, mit dem allenfalls
die Kosten, die in den billigsten Stellen entstehen, gedeckt werden können. Da es also nur ein
Minimalsatz ist, der nur für die billigstenPflegestelleneben hinreicht, so sagte sich die Verwaltung,
ist es doch wohl zweckmäßig, daß uns in den Fällen, in denen besondere Kosten für ein Kind ent¬
stehen, wenigstens die Möglichkeit gegeben wird, über diesen durchschnittlichenMinimalsatzvon 8 Mark,
der nur so eben das tägliche Leben deckt, hinaus etwas weiteres einziehen zu tonnen. Die ganze
Sache ist also die: Durch diesen Zusatz soll die Verwaltung die Möglichkeit haben, sich für diese
besonderen Kosten Ersatz verschaffen zu können. Gemildert ist er durch den in der Kommissionzu¬
gefügten Zufatz noch insoweit, als der Verwaltung dieses Recht nur für 50°/»-der Mehrkostenzu¬
stehen foll.

Nun fragt es sich: In welcher Weise wird die Provinzialuerwaltung vorgehen, um diese
Kosten beizutreiben? Sie wird es in genau derselben Weise machen, wie sie es bezüglich der 8 Mark,
der eigentlichenDurchschnittskosten,tut. Das heißt, sie wird im Einzelfalle prüfen: Sind die
Unterhaltspflichtigen wohl imstande, etwas dazu zu zahlen? Insoweit werden die Unterhalts¬
pflichtigenauch in Anspruchgenommenwerden. Im übrigen fällt es auf die Gemeinden bezw. zu
zwei Dritteln auf die Kreife, denen nach meiner Ansicht nicht das Recht zusteht, davon wieder etwas
auf die Unterhaltspflichtigen (Eltern ufw.) abzuwälzen. In welchem Umfange die Provinzial¬
uerwaltungdiese 8 Mark und also auch jetzt diese Mehrkostenvon den unterhaltspflichtigenEltern wieder
beitreibt, darüber scheint in manchenKreisen des Hauses — ich habe das aus den Ausführungen
des Herrn Redners der Unabhängigen Fraktion herauszuhören geglaubt — eine falsche Auffassung
zu bestehen. Er sagt: Da wird so eine arme Arbeiterfamilie mit 8 Mark täglich belastet; das
macht 2400 Mark im Jahre; wie soll sie das tragen können? Ich kann Ihnen versichern,es ist
nur ein geringer Teil der 8 Mark, der auf diefe Weife beigetriebenwird. Eine genaue Uebersicht
darüber, wie sich die Kosten verteilen, wieviel von den Eltern wieder einkommtoder auch nur an¬
gefordert wird — denn was die Eltern tatsächlich zahlet»,wissen wir nicht, weil es in einer Summe
von den Gemeinden abgeführt wird —, kann ich Ihnen nicht bieten. Ich habe aber auf Grund
der Anregung der Kommission,daß die Familien, in denen mehr als ein taubstummes oder blindes
Kind ist, besonders geschont werden, noch eine kurze Uebersicht über diese Fälle anfertigen lassen.
Es hat sich herausgestellt,daß 31 solcher Familien da sind — eine überraschendhohe Zahl — mit
65 Kindern. Insgesamt werden von den Eltern dieser Kinder an Beiträgen rd. 2500 Mark an¬
gefordert. Wenn Sie das auf die Kinder umrechnen, wird von der Familie 80 Mark pro Jahr
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angefordert. Das macht auf die 10 Monate, die das Kind bei uns ist, rund 8 Mark pro Monat
nicht pro Tag. Ich meine, fast jede Familie, die zu Hause nicht mehr für den Unterhalt des
Kindes zu sorgen hat, kann 8 Mail monatlich an diejenigeStelle zahlen, die ihr die Beköstigung
und die Bekleidung des Kindes abnimmt. Man wird nicht sagen können, daß hier soziale Rück¬
sichten verletzt werden und daß die armen Familien, die durch ein solches Unglück geschlagen sind,
nun noch von den Verwaltungen besondersbelastet werden.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Steinmeyer.

AbgeordneterSteinmeyex: Meine Damen und Herren! Meine Ausführungen sind nach
der Ansprachedes Herrn Landesrats zum großen Teil überflüssiggeworden. Ich möchte nur auf
einen Punkt noch besonders hinweisen.

Die ganze Angelegenheithat die Fachkommissioneingehend beschäftigt. Wir haben uns
vor allen Dingen von dem Gedankenleiten lassen, daß die Leute, die taubstummeund blinde Kinder
haben, schon genügendgestraft find und daß wir alles vermeidenmuffen, diefe Kreise noch finanziell
zu belasten. Daher sollen auch die Minderbemittelten nicht diesen vollen Pflegesatzvon 8 Mark
bezahlen, sondern es soll geprüft werden, inwieweitsie in der Lage find, zu den Unkosten beizutragen.
Ferner follen auch die Eltern nicht zu den außerordentlichenAusgaben herangezogenwerden, die
durch Krankenhausverpflegungusw. entstehen, fondern diefe Kosten sollen zu 50°/° ohne weiteres
von der Provinz getragen werden und zur anderen Hälfte von den Gemeinden oder vom Kreife.
Die Gemeinden und die Kreise sollen unter keinen Umständen in der Lage sein, diesen Satz von
den Eltern einzuziehen. Was an Geld einzuziehenist, foll nur durch die Provinz auf Grund des
betreffendenFragebogens eingezogen werden.

Ich möchte Sie bitten, der Vorlage, wie fie die Verwaltung hier vorgebracht hat, zuzustimmen.
Stellvertretender Vorfitzender Dr. Wefenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Heß.
AbgeordneterDr. Heß: Auch ich kann mich nach den Ausführungen des Herrn Landes¬

rats Zillikens fehr kurz faffen. Ich unterfchreibe die fachlichenMitteilungen, die er uns gemacht hat.
Im übrigen bin ich der Meinung, daß wir uns diese ganze Debatte hätten ersparen können, wenn
die Herren Antragsteller die Güte gehabt hätten, dasjenige Mitglied der Fraktion mit ihrer Ver¬
tretung zu betrauen, welches gestern in unserem Ausschuß dringesessenhat. (Sehr richtig!) Frau Becker
ist gestern mit uns einig gewesen,daß wir eine gemeinsameBasis gefunden hatten, auf die wir
treten konnten. Nun hat Herr Hauck feine Motivierung damit begonnen, daß er gefagt hat: Ich
muß zugeben,daß, als wir unseren Antrag stellten, der Antrag des Ausschusses mir uoch nicht vorlag.
Ich nehme an, daß er dannt hat sagen wollen: Wenn der Ausschußantrag mir vorgelegen hätte,
würde mein Antrag auch mir als überflüssig erscheinen. (Heiterkeit.) Der ganze Verlauf der
Debatte hat gezeigt, daß der Ausschußantrag durchaus akzeptabel ist. Wir sind uns gestern im
Ausschuß von rechts bis links vollständig einig darin gewesen, daß den unglücklichen Menfchen, die
nun einmal derartige Kinder in ihrer Familie haben, nach Möglichkeit geholfen werden muß.
Dabei haben wir uns allerdings gefagt, daß diejenigenFamilien, die es tragen können, nicht auf
Kosten derjenige« unterstützt zu werden brauchen, die es nicht bezahlen können. Wenn ich mir
eine Familie denke, die diese Kosten tragen kann, dann liegt doch keine Veranlassung vor, daß diese
Kosten auf die fogen, breiten Schultern abgewälzt weiden. Daraus, meine Damen und Herren,
geht hervor, daß der Ausschußantrag, dessen Abänderungen zum großen Teil aus den Kreisen
stammen, die ich hier vertrete, ohne weiteres angenommenwerden kann.

Stellvertretender Vorsitzendervr. Wesenfeld: Das Wort hat Frau AbgeordnetePlum.
5*
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Abgeordnete Frau Plum: Meine Herren und Damen! Wenn wir uns gestern im
Ausschuß über diese Frage eingehend unterhalten haben, so waren diese Sachen schon vielfach
erledigt, ehe wir in den Ausschußgekommen sind. Wenn man aber nun sich diese Sachen so vor
Augen führt, wie sie in Wirklichkeit sind, so müssenwir uns doch sagen, daß ganz besonders die
Arbeiterfamilien sehr schwer betroffen werden, wenn sie ein Kind in einer solchen Anstalt unter¬
bringen lassen müssen. (Sehr richtig!) Denn in allererster Linie wird doch schon verlangt, daß
die ersten Anschaffungenund dergleichen von den Eltern getragen werden müssen. Wie schwer das
heute für eine Proletariermutter ist, ich glaube, das können Sie sich sehr leicht vorstellen. So
bleibt uns nichts weiter übrig, als im Interesse gerade dieser elenden Kinder auch im Provinzial-
landtag dafür zu arbeiten und dafür zu sorgen, daß gerade für solche Familien die allergrößten
Erleichterungen stattzufinden haben. Es kann hier nicht davon gesprochen werden, daß die Eltern
verpflichtet sind, die erste Ausstattung und dergleichenzu beschaffen. Es braucht hier auch nicht
von einer Erleichterung gesprochen zu werden. Es soll auch nicht auf die Schultern der Gemeinden
abgelegt werden, denn das ist in den meisten Bezirken die ärmste Bevölkerung, sonderndiese Kosten
muß die Provinz oder der Staat tragen, der in allergrößter Weise gerade für diese Aermsten der
Armen zu sorgen hat.

Wenn hier erklärt wurde, daß es ein großes Unglück seis »nenn Familien zwei oder drei
Kinder hätten, die in einer solchen Anstalt untergebracht werden müssen, so möchte ich einmal den¬
jenigen sehen, der dies nicht als ein großes Unglück betrachten könnte. Dann wurde in der
gestrigen Ausschußsitzung noch gesagt, daß die Eltern dadurch, daß die Kinder in der Anstalt unter¬
gebracht sind, eine Erleichterung hätten. Ich glaube nicht, daß hier von einer Erleichterung die
Rede sein kann, sondern es ist eine schwere Härte. Wir von der Kommunistischen Partei protestieren
dagegen, daß hier die Kosten auf die Schultern der Eltern abgelegt werden sollen. Nun wird
gesagt, die Eltern, die leistungsfähig sind, könnten es zahlen, und die Gemeinden sollten es ein¬
ziehen. Ja, die Gemeinden werden schon einen so ausgiebigen Gebrauch von dem Ginziehen
machen, wie es nur eben möglich ist. Unsere Fraktion sagt sich, daß gerade hier ganz andere
Mittel beschafft werden müssen, nicht allein auf die heutigen Anstalten beschränkt/sondern in jeder
Weise noch ausgebaut und ausgestaltet, damit den Krüppeln auch die notwendigeHilfe zuteil wird.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht unerwähnt
lassen, daß wir gestern in der Kommissionvollständig darüber einig waren, daß diejenigen Anträge,
die die Kommissiongestellt hat, eine wesentliche Verbesserungzugunsten der Eltern der Kinder, um
die es sich hier handelt, waren. Ich möchte weiter feststellen,daß die Anregungen dazu von der
Mitte bis nach rechts gegeben worden sind und daß auch wir an diesen Abänderungen ganz
wesentlich beteiligt waren.

Stellvertretender Vorsitzendervr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Landesmt Zillikens.
Landesrat Zillikens: Damit keine rechtlichen Irrtümer und Mißverständnisseunwider¬

sprochen bleiben, möchte ich nur feststellen,daß nach dem Beschulungsgesetzdie Kosten der ersten
Ausstattung zu Lasten der Ortsarmenverbände gehen, nicht der Eltern.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Frau AbgeordneteOtto.
AbgeordneteFrau Otto: Meine Damen und Herren! Ich möchte darauf hinweisen,

daß gewiß bis jetzt im allgemeinendie Ansicht gewesen ist und daß es auch vielfach vorgekommen
ist, daß die Gemeinden mehr an Geldern eingezogenhaben, als ihnen eigentlich zustand. Des¬
wegen möchte ich alle diejenigen, die für das Volk hier sind, bitten, hinauszugehen und es in die
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weitesten Kreise zu tragen, daß die Gemeinde nur das einziehendarf, was vom Landeshauptmann
angeordnet ist. Es soll eigentlich nur ein praktischerVorschlag sein, der in die Presse gebracht
und damit den weitestenKreisen der Bevölkerungbekannt gegeben wird.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Heß.
AbgeordneterDr. Heß: Meine Damen und Herren! Ich kann nicht umhin, darauf auf¬

merksam zu machen, daß das, was die Frau AbgeordnetePlum jetzt hier gesagt hat, von ihr in
genau denselbenWorten auch im Ausschußvorgetragen worden ist, daß fie daraufhin schon Beleh¬
rungen von Seiten des Herrn Landesrats Iillikens bekommenund nichts mehr darauf gefügt hat.

Ich möchte wissen, was es für einen Zweck hat, hier mit genau denselben Dingen wieder¬
zukommen,mit denen man sich erst gestern abgefunden hat. Ich kenne die Gründe nicht, die Frau
Plum veranlassen, das zu tun; ich durchschaue sie aber ganz genau. (Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Die Rednerliste ist erschöpft. Ich bitte
diejenigen, die für den Antrag der Unabhängigen Fraktion stimmen wollen, die Hand zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Minderheit.

Ich stelle dann den Antrag der Fachkommission zur Abstimmung.— Das ist die Mehrheit.
Punkt 15:

Antrag der II», Fachkommission zu dem Antrag der Sozialdemokratischen
Fraktion, betreffend Unterfuchung der Vorkommnisse an der Hebammen-
lehranstnlt zu Köln.

Das Wort hat Herr Abgeordneter vi^ Fischer.
AbgeordneterDr. Fischer: Der Antrag der SozialdemokratischenFraktion liegt Ihnen

in der Drucksache Nr. 21 vor; er lautet wie folgt:
„Aus Mitgliedern aller Fraktionen ist ein Untersuchungsausschußzu bilden, der das seit
vielen Jahren angesammelteMaterial, sämtlicheVorkommnisse und Urteile, betreffend
die Hebammenlehranstaltzu Köln, und die Beschuldigungengegen ihren langjährigen
Leiter zu prüfen hat. Dem Provinziallandtag ist über das Ergebnis Bericht zu erstatten."

Meine Damen und Herren! Ganz kurz gesagt, seit mehrerenJahren werden sowohlgegen
die Leitung der Hebammenlehranstalt in Köln wie gegen einzelne Persönlichkeiten(Aerzte usw.)
Anschuldigungenerhuben. Die sämtlichen Anschuldigungensind von den zuständigen Instanzen
geprüft worden; teilweife haben fie zu Gerichtsverhandlungenund abschließenden Urteilen geführt,
teilweise haben sie zu ehrengerichtlichen Untersuchungengegen die beteiligten Aerzte und auch zu
ehrengerichtlichen Urteilen geführt. Von den Urteilen und dem gesamten Material hat die Provinzial-
verwaltungKenntnis genommen. Sie ist über sämtliche Schritte, die gegen die Provinzial-Hebammen-
lehranstalt in Köln eingeleitetworden sind, stets auf dein laufenden gebliebenund stets durch ihren
Dezernenten an der Untersuchungbeteiligt gewesen.

Die Sache ist durch Anschuldigungeneines Mitgliedes der Stadtverordnetenversammlung
in Köln im vorigen Jahre wieder aufgenommen worden. Infolge dieser Angriffe hat die Stadt¬
verordnetenversammlungin Köln einen besonderenAusschuß zur Prüfung dieser Vorwürfe gewählt.
Dieser Ausschußhat die Vorwürfe eingehendan Ort und Stelle geprüft, unter Hinzuziehung des
Dezernenten der Provinzialverwaltung. Das Ergebnis dieser Prüfung ist der Stadtverordneten¬
versammlung in Köln in einem ausführlichen Gutachten vorgelegt'worden, wonach die Vorwürfe
materiell unberechtigtgewesen sind.

Die SozialdemokratischeFraktion hat nun heute beantragt, daß auch von feiten des
Provinziallandtags aus ein besonderer Untersuchungsausschußgewählt werden soll, der nicht nur die
letzten Anschuldigungen,sondern das angesammelteMaterial, sämtlicheVorkommnisse und Urteile,
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betreffend die Hebammenlehranstalt zu Köln, und die Beschuldigungengegen ihren langjährigen
Leiter zu prüfen hat. Die Fachkommission II» stellt sich insoweit auf den Boden dieses Antrages,
als sie sagt, daß eine Prüfung des gesamten Materials und der ganzen Angelegenheit durch die
Provinzialverwaltung zu erfolgen hat. Es ist ja Tatsache, daß die Hebammenlehranstaltin Köln
eine Provinzialanstlllt ist, und deshalb hat die Provinzialverwaltung als solche auch ein lebhaftes
Interesse daran, daß Vorwürfe, die gegen die Provinzial-Hebammenlehranstalt im Laufe der Jahre
erhoben worden sind, auch von der Provinzialverwaltung als solcher amtlich geprüft werden. In¬
dessen, meine Damen und Herren, folgt die Fachkommission II» insoweit nicht dem Antrage der
SozialdemotratischenFraktion, als sie es nicht für nötig befindet, einen besonderenUntersuchungs¬
ausschuß zu bilden. Wir werden ja nachher zur Tagesordnung noch eine ständige Kommissionfür
die Angelegenheiten der Provinzial-Taubstummen-, Hebammen-, Blinden-, Fürsorgeerziehungs-
anstalten usw. zu bilden haben. Die Fachkommission II». ist der Ansicht, daß es genügt, wenn der
Provinziallandtag die Prüfung der gesamten Angelegenheit der Provinzial-Hebammenlehranstalt in
Köln dieser ständigen Kommissionüberläßt.

Ich darf vielleicht erwähnen, meine Damen und Herren, daß nach der Geschäftsordnung,
wie sie für die Provinzialkommissionenentworfen und bestimmt worden ist, diese ständigen Kom¬
missionenweitgehende Rechte haben. Nach § 5 hat die Kommission das Recht, Beamte, Angestellte
und Arbeiter des betreffenden Verwaltungszweiges,sowie die Anstaltsinsassenzu hören, vom Landes¬
hauptmann innerhalb ihrer Zuständigkeit Auskunft zu fordern und die Akten einzufehen. Jedes
einzelneMitglied der Kommissionhat außerdem das Recht, die Anstalten zu besuchen und sich von
der Leitung der Anstalten über ihre Einrichtung usw. Aufschluß geben zu lassen. Die Fachkom¬
missionII«, war der Ansicht, daß diese ständige Kommission, die ja von allen Parteien besetzt
werden wird, in die ja alle Parteien voraussichtlichihre Hauptsachverständigenschicken werden, in
der Lage sein wird, auf Grund der ihr zustehenden Befugnisseund Machtvollkommenheitendie An¬
gelegenheit eingehendzu prüfen und später über das Ergebnis der Untersuchung dem Provinzial¬
landtag Bericht zu erstatten.

Der Antrag der Fachkommission II», geht dahin:
„Der Provinziallandtag wolle mit der Prüfung des Materials und der Angelegenheit
die Provinzialkommifsionfür die Provinzial-Taubstummen-, Blinden-, Hebammen-und
Fürforgeerziehungsanstaltenbeauftragen und diese Kommission ersuchen, über das Er¬
gebnis der Untersuchungdem nächsten Provinziallandtage Bericht zu erstatten".

Stellvertretender/3orsitzender Dr. Wesenfeld: Es liegen hierzu zwei Anträge vor, der
eine von der mehrheitssozialistischen,der andere von der Kommunistischen Partei. Ich bitte den
Herrn Schriftführer, die beiden Anträge zu verlesen.

Schriftführer Hauck: Der Antrag der SozialdenwkratifchenPartei lautet:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:

Die Untersuchung der Beschuldigungengegen die Anstaltsleitung der Hebammenlehr¬
anstalt in Köln wird einem besonderen parlamentarischenUntersuchungsausschußübel¬
wiesen. Ueber das Ergebnis ist dem nächsten Provinziallandtag Bericht zu erstatten".

Dann der Antrag der Kommunistischen Partei:
' „Die Vereinigten kommunistischen Parteien beantragen:

Provinziallandtag wolle beschließen,zur Information und Kontrolle den Mitgliedern
des Landtages das Recht einzuräumen, alle Provinzialeinrichtungenzu besichtigen und
dort Erhebungen anzustellen. (Heiterkeit.) Die Kosten, die hierdurch entstehen, trägt
die Provinz". (Große Heiterkeit.)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterNeese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Wir haben gestern in dem Fach¬

ausschuß IIn, über die Anträge gesprochen. Dem Herrn Berichterstatter muß meiner Ansicht nach
ein Irrtum unterlaufen sein, wenn er behauptet, daß sämtliche Beschuldigungengeprüft worden seien.
Ich kann dieser Behauptung nur darin Recht geben, daß sie irgendwo geprüft worden sind. Aber
innerhalb eines Ausschusses des Provinziallandtag.es sind sie bisher nicht geprüft worden, sondern
es ist nur einmal Bericht erstattet worden. Das ist eztra festgestellt. Es hat also eine Prüfung
sämtlicher Beschuldigungenin dem Maße, wie man es vielleicht aus den Ausführungen des Herrn
Berichterstatters hätte entnehmen können, nicht stattgefunden.

Wir beantragen, eine Eztratommission für die Untersuchung der langjährig vorgebrachten
Beschuldigungengegen den Leiter der Hebammenlehranstaltin Köln zu bilden.

Wenn der Fachausschuß beantragt, diese Untersuchung der Kontrollkommissionzu über¬
weisen, die die Provinzial-Taubstummen-, Blinden-, Hebammen- und Fürsorgeerziehungsanstalten
zu kontrollieren hat, so sehen Sie schon allein an der Aufzählung dieser Anstalten, daß die Kontroll¬
tommission eine außerordentlich große Aufgabe hat. Ich, halte diese Arbeit allein schon für die
Kommission für viel zu umfangreich,noch dazu die Fürsorgeerziehungdabei ist, die eine ganz andere
Materie als die Kontrolle bei den anderen Anstalten ist.

Ich möchte Sie also bitten, unseren Antrag anzunehmen. Meine Damen und Herren!
Es ist noch nirgends Sitte gewesen,einen solchen Antrag einer großen Fraktion abzulehnen. Es
ist allgemein Brauch, daß, wenn eine nennenswerteFraktion einen solchen Untersuchungsausschuß
fordert, er auch angenommenwird. Ich halte ihn nicht nur aus diesen Gründen für annehmbar,
sondern auch aus einer praktischen Erwägung heraus. Wenn gesagt worden ist, daß die Fraktionen
ja in- die Kontrollkommission ihre Fachleute hineinsenden,so ist das richtig. Aber die Untersuchung
eines Materials, das sich jahrelang aufgehäuft hat, wo eine Reihe von Broschüreneine Rolle spielen,
wo Dutzende, ja eine ganze Masse von Beschwerdeschriften in Frage kommen,ist eine ganz andere
Arbeit, als eine Hebammenlehranstaltin ihrer Wirksamkeit auf den einzelnen Teilnehmerzu kontrollieren.

Ich möchte Sie also aus diesen praktischenund formellen Gesichtspunktenheraus bitten,
den Antrag der SozialdemokmtischenFraktion annehmen zu wollen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Frau AbgeordnetePlum.
AbgeordneteFrau Plum: Meine Herren und Damen! Mein Herr Vorredner hat recht,

wenn er sagt, daß hier eine kleine Unterstellung zutage getreten ist, wenn gesagt wurde, daß das
Material schon eingehendgesichtet worden wäre.

Aus dem Antrage heraus haben wir verlangt, daß ein Untersuchungsausschußgebildet
weiden müsse, um diese Sache zu kontrollieren. Wie notwendig das ist, geht daraus hervor, daß
soviel Material zusammengetragenworden ist, nicht allein von Laien, sondern auch von Aerzten,
von Assistenzärztender Anstalt, die gegen Herrn Professor Frank vorgingen. Es liegen sogar
Fälle vor, wo es sich um Menschenlebenhandelt. Da wäre es doch eine große Ungerechtigkeit,
wenn so mir nichts dir nichts über dieses Material hinweggegangenwürde.

Deshalb möchten wir Sie ebenfalls bitten, dem Antrage zuzustimmen,einen Extraausschuß
zu wählen, der die Sache eingehend zu prüfen und zu kontrollieren hat. Wenn nur ein Drittel
der vorliegendenBeschwerdenwahr ist. dann ist es unter allen Umständennotwendig, daß Remedur
geschaffen wird im Interesse der Menschlichkeit. Wenn es aber nicht wahr ist, was dort vor¬
gebracht worden ist, dann ist es notwendig, daß Klarheit geschaffen wird im Interesse des Herrn
Professors, gegen den diese Beschuldigungenvorliegen. Deshalb möchten wir Sie nochmalsbitten,
dem Antrage zuzustimmen.
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Stellvertretender Vorsitzender Dr, Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Auch dieser Antrag hat die
Fachkommission Ha eingehend beschäftigt. Es war da nur die Frage, ob man der Sonderkommission,
die wir nachher gerade für die Beaufsichtigungdieser Anstalten wählen, die Sache überweisensollte
oder ob man aus der Fachkommission IIs. einen Unterausschußbilden sollte, der die Sache behandelt.

,An sich, meine Damen und Herren, war die Sache ja wohl ziemlich gleichgültig Wir
haben uns aber übereinstimmenddahin entschieden, daß nun die Sonderkommission,die bis jetzt
noch keine Tätigkeit ausüben konnte, weil sie kein Material hatte, nun endlich einmal mit diesem
Fall beschäftigtwird. Dafür haben wir doch diese Sonderkommissioneingesetzt. Deswegen waren
wir gestern einmütig der Ueberzeugung, daß wir nun nicht Kommissionan Kommissionreihen,
sondern die Kommissionihres Amtes walten lassen sollen, die für derartige Fälle bestimmt ist,
und hier nicht wieder einen Sonderfall neben der Sonderkommissionschaffen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Ich verstehe den Standpunkt der

Fachkommission Ila nicht, ganz besonders nicht, wenn Herr Kollege Kaiser hier sagt, daß die
Unterkommissionbisher überhaupt noch nicht hätte in Tätigkeit treten können, weil sie tatsächlich
kein Material gehabt habe. Die Unterkommifsionensind seinerzeit auf meinen Vorschlag gebildet
worden, um die Anstalten zu besichtigen und gleichzeitigauch zu kontrollieren,wie die Verhältnisse
in den Anstalten sind, soweit das Personal und vor allen Dingen die Insassen in Frage kommen.

Wenn nun eine derartige KommissionProvinzial-Taubstummenanstalten, Blindenanstalten,
Hebammenlehranstllltenund Fürsorgeanstalten unter sich hat, und sie ist bisher noch nicht in
Tätigkeit getreten, dann muß man der Kommission den Vorwurf der Pflichtverletzung machen
(Oho-Rufe rechts), aber nicht sagen, sie hätte kein Material gehabt, um in Tätigkeit zu treten.
Die Anstalten zu besichtigenund gleichzeitig einmal festzustellen,wie die Verhältnisse in diesen
Anstalten sind, das waren die Aufgaben der Kommission; das hätte die Kommission meiner
Ueberzeugungnach zum mindestenbisher schon tun können. Ich bin sogar der Auffassung, wenn
die Kommissiondas, was sie zurzeit an Aufgaben hat, erledigen will, daß sie dann nach meiner
Ueberzeugungzuviel Arbeit hat. Es kommt weiter hinzu, daß wir im Provinzialausschuß uns
eingehend darüber unterhalten haben, welche Befugnisse die Kommissionenhaben sollen. Es ist
ausdrücklichfestgelegt worden, daß die KommissionenKontrollkommissionensein sollen, die unter
allen Umständen zu kontrollierenhaben, wie die Verhältnisse in den Anstalten sind. Das ist aber
ein wesentlicher Unterschied gegenübereiner Untersuchungskommission, die einen speziellen Fall unter¬
suchen und nachher darüber auch ein Urteil abgeben soll. Das muß hier in dieser Angelegenheit
geschehen. Diese Angelegenheit hat schon den Provinzialausschuß und die Provinzmlverwaltung
und auch die Stadtverordnetenversammlung in Köln verschiedentlich beschäftigt. Wir legen großen
Wert darauf, daß endlich einmal eine Kommission gebildet wird, die zuständig ist, denn in der
Stadtverordnetenversammlungin Köln mußte seitens der Stadtverwaltung stets gesagt werden, daß
wir nicht zuständig wären, weil die Anstalt der Provinz untersteht. Alle diese Behauptungen, alle
die Beschuldigungen,die gegen den Leiter der Provinzial-Hebammenlehranstalt in Köln Professor
Frank erhoben worden sind, können durch einen derartigen Untersuchungsausschußeingehendgeprüft
werden, und er kann dann dem Provinziallandtag sein Urteil borlegen.

Deshalb bitte ich Sie nochmals, unserm Antrage zuzustimmen,der ganz recht von meinem
FraktionskollegenReese damit begründet wurde, daß, wenn ein derartiger Antrag auf Untersuchung
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eines Spezialfalles von einer so großen Fraktion gestellt wird, man ihn nicht ohne weiteres abtun
soll, sondern daß man ihn nach parlamentarischemBrauch in der Regel annimmt.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Das freundlicheLachen beim Ver¬

lesen des kommunistischen Antrages, allen Abgeordneten des Landtags das Recht einzuräumen,
Informationen einzuziehen und Erhebungen anzustellen, das beweist mir Ihre Einstellung zum
parlamentarischenSystem.

Der Antrag der SozialdemokratischenFraktion, dem wir ja schon durch unsere Fraktions-
rednerin Frau Plum zugestimmt haben, wäre überflüssig,wenn dieses selbstverständliche Recht der
Abgeordneten festgestelltwäre, wenn Sie, die Sie doch auf dem Boden des Parlamentarismus
stehen, auch die Konsequenz dieses Systems ziehen würden. So wie die Dinge heute liegen, haben
die einzelnenAbgeordneten tatsächlich in den seltensten Fällen ein sachliches Urteil, und das, was
manchmal als Abstimmnngsmaschinehier funktioniert, ist alles andere, bloß keine fachliche Ent¬
scheidung. (Widerspruch rechts. Zustimmung links.) Es kann nur eins geben: Entweder man
schenkt der regierendenBürokratie Vertrauen. Dann ist diese Parlamentsstaffage überhaupt über¬
flüssig, dann können wir die Diäten sparen, dann gehen wir nach Hause. Von meinem Gesichts¬
punkte aus wäre das viel veruünftiger und viel gescheiter. (AbgeordneterHaas: Auf nach Sowjet-
Rußland! Heiterkeit.) Auf nach Sowjet-Rußland! wird da gerufen. Ja, ich weiß nicht, meine
Herren von der SozialdemokratischenPartei, ob wir hier die Frage Sowjet-Rußland anschneiden
sollen. (Zuruf rechts: Nein, das geht nicht!) Ich glaube, Sie würden wenig Freude an einer
ausgiebigen Debatte darüber erleben. Aber es handelt sich ja hier zunächst einmal darum, die
Konsequenz Ihrer eigenen Ideen zu ziehen. Wenn Sie tatsächlich Parlamentarismus wollen, wenn
Sie das System ausbauen wollen, daß die Volksvertretung über das, was sie beschließt und tut,
auch eine wirkliche Kontrolle hat, dann müssen Sie dem schon zustimmen, was die Kommunistische
Partei gefordert hat.

Ich will Ihnen ein Schulbeispieldafür gebeu, wie eine Irreführung entsteht. Der Herr
Vertreter der Prov.inzialverwaltunghat bei einem Antrage vorhin gefagt, die Kosten der Beschaffung
von Kleidung usw. fallen zu Lasten des Ortsarmenverbandes. (Sehr richtig! links.) Aber was
tut der Ortsarmenverband? Er zieht die Kosten wieder von den Eltern ein. Das wissen aber die
wenigsten, die vorhin darüber abgestimmt haben. Also das, was der Vertreter als Entgegnung
oder als Beleg dafür geben wollte, daß die Abgeordnetennicht richtig unterrichtetseien, war genau
das Gegenteil von dem, was er eigentlichbeweisen wollte. So ist es überall in diesem System.
Aber Sie scheuen es, die Konsequenzen aus Ihren Ideen zu ziehen, weil Sie dann zu der Auf¬
fassung der Unmöglichkeitdes parlamentarischenSystems unbedingt kommenmüßten. Aus dieser
Ueberleaung ist uuser Antrag entsprungen. Ich bitte, ihn anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Frau AbgeordneteBecker.
AbgeordneteFrau Becker: Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir nur ein paar

ganz kurze Worte. (Bravo! in der Mitte.)
Der AbgeordneteHaas hat eben gesagt, die Kommissionhätte sich eine Pflichtvergessenheit

zuschulde« kommen lassen. Ich möchte das doch zurückweisen. Die Mitglieder der Kommission
konnten nicht arbeiten. Wir sind nicht einmal seit der letzten Tagung des Provinziallandtages zu
einer Sitzung zusammenberufenworden. (Abgeordneter Haas: Hört! Hört!) Am 18. Februar
bekam ich erst den Ausweis zugeschickt, daß ich in diese Anstalten hinein konnte. Also konnte ich
und die anderen Mitglieder der Kommissionnoch nichts Positives unternehmen. Wir haben wohl

6
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den Willen und auch das Pflichtbewußtseinin uns, daß wir positive Arbeit leisten wollen, daß wir
auch einmal diese Anstalten besichtigenmüssen. Aber ohne Ausweis werden uns die Leiter der
Anstalten nicht hereinlassen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Nur wenige Worte zu den Ausführungendes Herrn Kollegen Haas.
.Herr Kollege Haas hat doch den Streitpunkt in der Sache etwas verschoben. Er hat

gesagt, die Provinz, die allein zuständig ist, habe noch niemals in der Sache untersucht und sie
müsse sie endlich, untersuchen. Denselben Standpunkt hat gestern die Kommission einstimmig ein¬
genommen,daß, weil die Kommissionnoch niemals in der Sache untersuchthat, die Provinz endlich
untersuchenmüsse. Aber das ist ja nicht der Streitpunkt, sondern wir haben eine Kommission,die
derartige Sachen untersuchensoll — das ist diese Sonderkommission—, und nun wollen die Herren
von der Linken oder von der Mehrheitssozialdemokratieneben dieser Kommission, die bis jetzt, wie
Sie hören, noch keinen Fall irgendwie erledigt hat, noch eine Sonderkommissionfür diesen Fall
schaffen. Das ist der Streitpunkt. Wir sind der Meinung, die Kommission, die dafür bestimmt
ist, ist ganz allgemein eingesetzt. Es liegt kein Anlaß vor, diesen Fall der Kommission zu entziehen
und daneben eine Sonderkommissiondamit zu befassen.

Meine Damen und Herren! Man soll der Katze einmal die Schelle umhängen: Man
will eine besonders konstruierteKommissionfür diesen Fall schaffen und da möglichst die Kölner
hineinbringen. — Ich sage das als Kölner ganz ausdrücklich. Die bestehende Kommission,die ganz
allgemein, ganz sachlich aus allen Parteien zusammengestelltist, will man auf diesem Wege für
diefen Fall beseitigen. Ich meine, meine Damen und Herren, gegen den Versuch, daß man nun
diese Kommission,die eingesetzt ist, beseitigenund daneben eine Sonderlommission setzen will, müssen
wir uns unter allen Umständen grundsätzlich wehren.

Stellvertretender Vorsitzender I)r. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Damen und Herren! Wie Sie auch zu

dem Antrag, der vorliegt, Stellung nehmen wollen, eine Folge hat die Sache auf jeden Fall: Sie
werden dann morgen in einer Reihe von Zeitungen die Mitteilung finden: Tolle Zustände in der
Hebammenlehranstaltin Köln, Notwendigkeitder Einrichtung einer parlamentarischenKommission;
die Verwaltung hat keine Stellung dazu genommen, folglich ist die Sache richtig. Gerade das
veranlaßt mich, hier ein paar Worte zu sagen.

Die Angriffe gegen die Anstalt in Köln bezw. den Direktor stammen von dem Tage, an
dem der jetzige Direktor gewählt worden ist, und sind aus persönlichen Differenzen zwischen ihm und
anderen ärztlichen Kreisen hervorgegangen. Die Sachen sind damals — also vor meiner Zeit —
schon gewesen, sie sind eingehenduntersucht und sachgemäßentschieden worden. (Zuruf links: Von
wem?) Vom Provinzialausschuß. Dann kam Ruhe; jahrelang hörte man nichts. Dann kam die
Differenz zwischendem Direktor der Anstalt und einem Vulontärarzt, die einen Umfang angenommen
hat, der nicht mehr schön war und den Direktor nötigte, vorzugehen. Nun ist aus dieser Quelle
das Verschiedenste in die Zeitungeu und in weitere Kreise gebracht worden und nach meinem Wissen
auch in die Stadtverordneten-Versammlungin Köln. Daraufhin hat nun zunächst der Herr Minister
eine eingehendeRevision der Anstalt angeordnet, und das Endresultat dieser Revision war ein
glänzendesZeugnis für die Anstalt (Hört! Hört! rechts); es wurde festgestellt, daß gegen den Direktor
nichts vorliegt. Darauf kam die Revision durch den Stadtrat in Köln unter Leitung des dortigen
Medizinalreferenten 'und unter Zuziehung der von der Stadtverordneten'Versammlung bestellten
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Herren, Auch diese Revision, die an Ort und Stelle unter Zuziehung der Beamten und unter
Vorlage der Akten stattgefunden hat, hat nichts ergeben. (Hört! Hört! rechts.) Nachdem diese
Untersuchung abgeschlossen war, kommt nun wieder ein Artikel in die Zeitung — ich weiß im
Moment nicht, welche es war. (Zurufe: RheinischeRepublik! SozialistischeRepublik!) Also in
der Sozialistischenoder RheinischenRepublik kommt der Artikel wieder, und er erneuert nun die
Vorgänge, die schon zwanzig Jahre zurückliegenund stellt diese abgetretenen Sachen, die längst
erledigt sind, nun als neue Vorwürfe hin. Ich habe den Direktor gefragt; er sagt mir:» „Es ist
nicht ein Name, nicht ein Jahr genannt, ich bin gar nicht in der Lage, ein Wort dazu sagen zu
können. Es wird behauptet, ich hätte Asche in die Wunden gestreut; ich habe in meinem Leben
noch nicht geraucht". Solche Scherze werden setzt vorgebracht.

Ich kann nicht unterlassen,das ausdrücklich hervorzuheben,damit nicht jetzt schon der Anstalt
und dem Direktor ein Schaden entsteht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterHauck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Wenn das alles richtig ist, was uns

eben der Herr Landeshauptmann zu diesem Punkte der Tagesordnung vorgetragen hat, dann könnte
wohl nichts sehnlicher gewünscht werden, als daß dem Antrage, wie er von der Sozialdemokmtischen
Partei gestellt worden ist, stattgegebenwird. (Zustimmung links.) Denn gerade im Interesse des
Ansehens der Anstalt und im Interesse des Ansehensdes Provinziallandtllges müssen wir wünschen,
daß hier Aufklärung geschaffen wird.

Ich'muß gestehen, ich habe erstmalig am gestrigen Tage von diesen Anschuldigungenaus
der RheinischenRepublik Kenntnis erhalten. (Abgeordneter Adenauer: „Sozialistische" Republik!)
Ich habe auch die Artikel der SozialistischenRepublik gelesen. Es sind dort aber Anschuldigungen
erhoben, die im Interesse der Anstalt sowohl wie der Mütter, welche diese Anstalt aufsuchen müssen,
unbedingt hier vor der breitestenOeffentlichkeiteine Klärung erfahren müssen. Wir können nun
selbstverständlichheute nicht diese Anklagen hier von der Tribüne aus erheben, müssen aber ver¬
langen, daß ein besondererUntersuchungsausschuß,der das besondereVertrauen des Provinzial¬
landtllges für diesen Fall hat, unbedingt eingesetzt wird.

Ich möchte aber auch zugleich zu dem Antrage der Kommunistischen Fraktion einige Worte
sagen. Der Antrag an und für sich erscheint mir im Rahmen dieses Punktes nicht ohne weiteres
angängig. Aber darüber hinaus möchte ich doch ersuchen, daß dieser Antrag der Geschäftsordnungs¬
kommission oder meinetwegen auch einer anderen Kommission,die hierfür zuständigwäre, überwiesen
wird, denn zum Teil trifft dieses zu. Wenn wir uns als Landtllgsabgeordneteinformieren wollen,
so können wir dieses Recht nicht nur während der Tagung, die im Jahr zwei oder drei Tage oder
vielleichtauch acht Tage vor sich geht, ausüben, sondern wir müssen auch außerhalb der Taguugszeit
Gelegenheit haben, uns über alle Einrichtungen, für die die Provinz und für die der Landtag
zuständig ist, zu informieren.

Ob nun die Faffung des Antrages der KommunistischenFraktion in der Form gerade
glücklich ist — weshalb ja wohl auch zum Teil das Gelächter innerhalb der Versammlung zu
verzeichnen gewesen ist —, mag dahingestelltbleiben. Aber ein Kern von Berechtigung liegt darin.
Ich bitte Sie, den Antrag nicht ohne weiteres abzulehnen, sondern ihn der Kommissionzu über¬
weisen, damit zum mindesten— das möchte ich nämlich unbedingt wünschen— den Landtags-
abgeordneten jederzeit die Fahrgelegenheit gegeben ist, um sich an Ort und Stelle über bestimmte
Angelegenheitenzu informieren.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Weseufeld: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
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Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Damen und Herreu! Die Sache liegt
doch eigentlichso: Der Provinziallandtag bestellt den Provinzialansschuß zur Kontrolle der Ver¬
waltung, Der Provinzialansschußist das gegebene Organ des Provinziallandtages. Der Provinzial¬
ansschuß hat Besichtigungenvorzunehmen, Erhebungen anzustellen und die Verwaltung zu kon¬
trollieren. Daneben ist im letzten Landtag noch die erste, zweite und dritte Kommissionbestellt
worden, die bereist, an Ort und Stelle besichtigtund den Ausschuß in der Verwaltung unterstützt.
(Zuruf links: Die hat ja nichts zu sagen!) Ich meine, damit wäre hinreichend Gelegenheit ge¬
geben, die Verwaltung zu kontrollieren und für den Landtag auch das nötige Material zu schaffen.

Ich frage mich: Wie ist es denn im Reich oder im Staat? Hat da jeder Landtags¬
oder Reichstagsllbgeordneteein Freibillett und zieht durch Reich und Land und besichtigt alle Anstalten,
alle Wege, alle Eisenbahnen'usw.? Das ist nicht der Fall und kann auch nach meinem Gefühl
gar nicht der Fall sein. Wenn das durchgeführtwird und jeder Abgeordnetebesichtigt jede Anstalt,
so gibt das nur zu Differenzenin den Anstalten Veranlassung. (AbgeordneterHueck: Sehr richtig!)
Dann wird der Direktor sagen, er ordne das; ob der Abgeordnete recht hat oder nicht, bleibt
dahingestellt. Es wird immer zu Krakeel kommen, das ist sicher. Was heißt das überhaupt? Soll
der einzelne, der herumreist, nun die Superrevision über Provinzialausschuß und Kommissionen
führen? (AbgeordneterHoffmann: Machen Sie doch keine Witze!) Ich halte das nicht für möglich.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Zur Geschäftsordnung hat das Wort
Herr Dr. Zaires.

Abgeordneter Dr. Iarres: Wir beantragen Schluß der Erörterung.
Stellvertretender VorfitzenderDr. Wesenfeld: Es ist Schluß der Debatte beautragt.

Es haben sich noch zum Wort gemeldet: Frau Niedieck,Herr Hoffmann und Herr Haas. Nach
Z 16 der Geschäftsordnung muß der Vorfitzende bei einem Antrag auf Schluß der Verhandlung
ohne weiteres darüber abstimmenlassen, wenn der Antrag vou zehn Mitgliedern unterstützt wird.
Ich frage, ob der Antrag von zehn Mitgliedern unterstützt wird. (Eine Anzahl Abgeordnete
erhebt sich.) Ja. Dann stelle ich den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die für
Schluß der Debatte find, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Ich bitte um die Gegenprobe.
(Erfolgt.) Es war die Mehrheit für den Schluß der Debatte. Dann frage ich den Bericht¬
erstatter, Herrn Dr. Fischer, ob er noch das Wort wünscht. (AbgeordneterDr. Fischer: Ja!) Bitte.

Abgeordneter Dr. Fischer: Gestatten Sie mir noch ein ganz kurzes Schlußwort.
Zunächst hat Herr AbgeordneterReese gesagt, daß ich hier vorgetragenhätte, der Provinzial¬

landtag oder die Kommissionals solche habe bereits zu der Sache Stellung genommen. Das ist
nicht ganz richtig; das ist ein Mißverständnis. Die Sache liegt so:

Bei der Etatsberatung im Dezember ist in der FachkommissionII», von seiten des
Herrn Vorsitzendender Fachkommissiondie Sprache auf die Angelegenheit gebracht worden. Es
war nns damals mitgeteilt worden, daß die Stadtverordneten-Versammlungin Köln einen besonderen
Ausschuß gewählt hatte. Deshalb hat der Herr Vorsitzende uns den ganzen Sachverhalt dargestellt.
Wir wären damals aus uns heraus schon dazu übergegangen, eine Prüfung der Angelegenheitzu
beantragen, wenn nicht folgende Tatsachen unbestritten von allen Parteien hingenommen worden
wären: daß die Angriffe gegen die Provinzial-Hebammen-Lehranstalt von Fräulein Ackermann,
einem Mitgliede der Kommunistischen Partei, ausgegangen sind, daß der Vorsitzendeder betreffenden
Kommission der Stadtverordneten-Versammlung Herr Stadtverordneter Poppelreuter gewesen ist,
der der Mehrheitssozialdemokratieangehört hat, und daß sowohlHerr Stadtverordneter Poppelreuter
wie auch Fräulein Ackermanndas Ergebnis der Untersuchungals richtig anerkannt hat, Fräulein
Ackermann allerdings mit dem einen Zusatz, daß sie nicht ganz davon überzeugt sei, daß die Wäsche-
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Verteilung eine ordnungsmäßige gewesen sei. Der Herr Vorsitzendewar der Meinung, daß wir
als Fachkommission keinen Anlaß hätten, aus uns heraus eine nähere Untersuchungzu beantragen,
nachdemdie Antragsteller selbst erkannt haben, daß die Angriffe unberechtigtgewesen sind.

Dasselbe, meine verehrten Damen und Herren, hat uns aber auch veranlaßt, nicht etwa
die Bildung einer besonderen Untersuchungskommission vorzuschlagen, sondern wir sind einstimmig
— das betone ich ausdrücklich— von rechts bis links (hört, hört!) gestern zu der Auffassung
gelangt: Die ständige Kommission wird heute ueugewählt; dann hat eben jede Partei die Möglichkeit,
die betreffenden Leute, die sie nun für die Untersuchung bereitstellen will, in die ständigeKommission
hineinwählen zu lassen. Diese Gesichtspunktesind gestern ausdrücklich zur Sprache gekommenund
von allen Parteien gebilligt worden.

Ich wundere mich, daß insbesondereder Herr Abgeordnete.Haas gerade eine besondere
Kommissionwünscht, weil mir bekannt ist, daß gerade Herr Abgeordneter Haas es gewesenist,
der bei der Tagung im Dezember gesagt hat: Nur nicht soviel Kommissionenund nur nicht so
viel reden! (Heiterkeit) Hier stellt sich doch der Herr AbgeordneteHaas im Gegensatzzu seiner
damaligen Auffassung.

Was die Vorwürfe des Herrn AbgeordnetenHaas gegen die ständigeKommission,welche
im Dezember gewählt worden ist, anbetrifft, so fallen sie vollständig in sich zusammen. Die
ständige Kommission hat sich konstituiert,und es ist dem Herrn Landeshauptmannim Dezember1920
von der Bildung der KommissionMitteilung gemacht worden. Der Herr Landeshauptmann hat
darauf mitgeteilt, daß der Provinzialausschuß die Geschäftsordnungfür die Provinzialtommissionen
in einer der nächsten Sitzungen beraten werde. Die Sitzung hat am 19. Januar 1921 statt¬
gefunden,und den Mitgliedern der ständigenKommissionist am 16. Februar 1921, also vier Tage
vor der Neuwahl, die Geschäftsordnung und die Ausweiskarte zugestellt worden. Wir konnten
also als Mitglieder der ständigenKommission nicht aus uns heraus beantragen, daß die Kommission
einberufen wurde, sondern die ständige Kommissionwird durch den Vorsitzendeneinberufen, der
seinerseits wieder vom Provinzialausschußernannt worden ist. Andererseits,meine Damen und Herren,
würden wir als Mitglieder der ständigen Kommission meines Erachtens der Verwaltung einen
Vorwurf machen, wenn sie zu normalen Zeiten erst nach sechs Wochen der Kommission die Geschäfts¬
anweisung gegeben hätte. Aber, ich glaube, davon sind wir alle überzeugt, daß die Provinzial-
verwaltung gerade zur Zeit der Vorbereitung der Wahl mit anderen wichtigen Aufgaben befaßt war.
Deshalb haben wir keinen Vorwurf gegen sie erhoben.

Ich kann mich kurz dahin zusammenfassen, daß ich Ihnen den Antrag der Fachkommission II«,
zur Annahme empfehle

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bringe zunächst den Antrag der MehrheitssozialistischenFraktion zur Abstimmung, der Ihnen bekannt
ist. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag sind, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist
die Minderheit (AbgeordneterHaas: Das kann man doch nicht wissen, lassen Sie doch die Gegen¬
probe machen!) Ich bitte um die Gegenprobe. (Erfolgt.) Das ist die Mehrheit.

Ich bringe nunmehr den Antrag der Fachkommission zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen,
die für den Antrag der Fachkommissionsind, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Damit ist der
Antrag der Fachkommission angenommen.

Zu diesem Punkt liegt dann noch der Antrag der Kommunistischen Partei und ein Zusatz¬
antrag des Herrn AbgeordnetenHauck zu diesem Antrage vor, der lautet:

Abgeordneter Hauck beantragt, den Antrag des Abgeordneten Koch der I. Fachkommission
zu überweisen".
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Ich halte es für zweckmäßig, daß wir zunächst über diesen Ueberweisungsantragbeschließen.
Ich bitte diejenigen,die für die Uebelweisungan die Fachkommission I sind, die Hand zu erheben.
(Geschieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. Das ist jetzt die Mehrheit.

Wir kommenzur Abstimmung über den Antrag selbst. Der Antrag der Kommunisten
lautet bekanntlich:

„Die Kommunistische Partei beantragt:
Provinziallandtag wolle beschließen, zur Information und Kontrolle den Mitgliedern
des Landtages das Recht einzuräumen, alle Provinzialeinrichtungenzu besichtigen und
dort Erhebungen anzustellen. Die Kosten, die hierdurch entstehen,trägt die Provinz".

Ich bitte diejenigen,die diesen Antrag annehmen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.)
Ich bitte um die Gegenprobe. (Erfolgt.) Der Antrag ist abgelehnt.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herren! Wir kommen
jetzt zum 16. Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der Ild Fachkommission für den Bericht und Antrag des Pro-
vinzialllusschusses, betreffend die Tarifsätze der von den Armenverbiinden
zu erstattenden Armenpflegekosten. -

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Itter.
Abgeordneter von Itter: Meine Damen und Herren! Es handelt fich bei der Vorlage

um eine Angelegenheit,die bereits dem letzten Landtage vorgelegenhat. Damals lag ein Antrag
der preußischenRegierung vor, wonachdie Sätze, die die einzelnenOrtsarmenverbände sich gegen¬
seitig zu vergüten haben, für Nichtortsansässigeerhöht werden sollten. Wir haben damals dieser
Vorlage zugestimmt unter der Bedingung, daß die Art der Erhöhung geändert werde, daß eine
weitere Erhöhung stattfinde. Mittlerweile ist eine neue Vorlage des Wohlfahrtsministeriums ein¬
gegangen, wonach diefe Sätze fich nach den Ortsklassen richten sollen. Diese Eingabe des Wohl¬
fahrtsministeriums ist vom Provinzialausschuß abgelehnt worden. Er hat große Bedenkengehabt,
und zwar aus folgendemGrunde.

Dadurch, daß diese Vergütungen, die die Ortsarmenverbiindesich gegenseitig zu geben haben,
sich nach Ortsklassen richten, würde manche Ungerechtigkeiteintreten müssen. Es würde dadurch
vorkommen,daß zwischen den Zuschüssen, die die Gemeinden sich gegenseitig zu geben hätten, eine
Spannung von 4,70 Mark bis 18,30 Mark pro Tag sich ergeben würde. Das würde eine Unge¬
rechtigkeitbedeuten, auch dann noch, wenn man berücksichtigen wollte, daß die Verpflegung eines
Kranken — um solche handelt es sich in erster Linie — sich in ländlichenKrankenhäusernbilliger
gestalten würde als in städtifchenKrankenhäusern, Die Spannung würde aber trotzdem eine zu
starke sein. z

Der Provinzialausschuß hat deshalb den Vorschlag,die Zahl in Zukunft nach Ortsklassen
zu gestalten,abgelehnt,und die Kommission hat sich gestern einstimmig dem Vorschlage des Provinzial-
ausschusses angeschlossen, allerdings bei dem zweiten Punkte der Vorlage erklärt, daß die Kommission
wünscheund dem Plenum zur Beschlußfassungempfehle: Der Provinzialausschuß ist verpflichtet,
von den Abänderungen, die in dieser Vorlage demnächst erfolgen, jedesmal dem Plenum des Pro-
vinziallandtages Mitteilung zu machen.

Die Kommissionempfiehlt die Vorlage zur Annahme.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht vor. Widerspruch

ist nicht nicht erhoben. Ich erkläre den Antrag für angenommen.
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Wir kommen nunmehr zu Punkt 17:
Antrag der Ild Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer „Provinzial-Krüppel-
Heilanstalt Süchteln" in einem Teile der Provinzial-Heil- und Pflege-
austlllt Iohannistal bei Süchteln.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterBottler.
AbgeordneterBottler: Meine Damen und Herren! Der Provinzialausschuß beantragt,

daß in einem Teil der Provinzial-Heil- und Pstegeanstalt Iohannistal eine Provinzial-Krüppelheil-
anstalt eingerichtet wird, und er erbittet zur baulichenErrichtung der entsprechenden Gebäude von
Ihnen einen Kredit von 800000 Mark. Der zuständige Fachausschuß hat sich eingehend mit
dieser Vorlage beschäftigt;er empfiehltIhnen, dem Antrage des Provinzialausschussesstattzugeben.

Auf die Begründung des Antrages brauche ich nicht näher einzugehen. Ich verweiseauf
die ausführlichen Darlegungen in der Drucksache Nummer 6. Aber einige ergänzende Bemerkungen
über das, was uns in der Kommissionbeschäftigt hat, bitte ich mir zu gestatten. Wir haben zu¬
nächst die grundsätzliche Frage erörtert: Ist es empfehlenswert, in diesem Zeitpunkt eine neue
Provinzial-Heilanstlllt für die Krüppelfürsorgezu errichten oder nicht?

Da ist nicht zu leugnen, meine Damen und Herren, daß lebhafte Bedenken gegen eine
solche Begründung erhoben werden können, Bedenken einmal nach folgenderRichtung: Die Aus¬
wirkungen des Gesetzes über die Krüppelfürsorgelassen sich heute absolut noch nicht überschauen.
Sie erinnern sich, daß wir uns bei der letzten Tagung vor mehreren Monaten mit demselben
Gegenstande beschäftigthaben und daß die Ausführungen in demselben Sinne gemachtworden sind.
In der Zwischenzeit haben Prüfungen stattgefunden, und das Ergebnis ist, daß aus der ganzen
Provinz nur etwa 400 Anträge auf dauernde Aufnahme von Krüppeln in Fürsorgeanstalten vor¬
liegen Von diesen 400 Anträgen sind, wie die Verwaltung uns mitgeteilt hat, nur etwa 116
als begründet angesehen worden, wenigstensbis heute. Nun bestehenin der Provinz und auch in
den Nachbarprouinzeneine Reihe von Privatanstalten, und diese Privatanstalten sind in der Lage,
mindestens600 Pfleglinge aufzunehmen. Bei dieser Sachlage kann man. wie schon gesagt, zweifel¬
haft darüber sein ob die Notwendigkeitund ein Bedürfnis besteht, jetzt noch eine Provmzial-Heil-
antalt einzurichten. Man kann sagen, man will einstweilen die Privatanstalten voll belegen und
die erheblichen Kosten, die die Errichtung der Anstalt verurfacht. einstweilen vermeiden.

Der zweite Gesichtspunkt, der gegen die Errichtung spricht, ist damit von nur schon
aestreift worden: der finanzielle Gesichtspunkt. Es werden von Ihnen einmal 800000 Mark für
die bauliche Einrichtung gefordert. Aber, meine Damen und Herren, das ist der geringere Teil
der Kosten. Gerade die Dauerkostensind es. die ganz erheblich sem wer en und tue auch trotz der
«ewaltiäen Köbe des Haushaltsplans der Provinz eine namhafte Rolle fplelen werden. Nach den

werden diese Dauerkosten mindestens IV- Millionen Mark jährlich

^"^"'Trotz dieser Bedenken empfiehlt Ihnen der Ausschuß in Uebereinstimmung mit dem
Provinzialausschuß die Errichtung der Anstalt, und zwar schließt er sich der Begründung an. die

der Angelegenheitgegeben hat Es soll hier eine Anstalt er^
nickt dazu dient. Krüppel dauernd aufzunehmen, sondern sie zu heilen, und wenn das die Absicht

ich. besteht auch ein Bedürfnis für dieselbe. Dann können wu un

Wer d" sinan iellen Bedenken leichter hinweghebe«. Denn wenn es «ns gelingt eme Anz hl ^
Krüppeln wirklich zu gesunden Menschen zu machen,dann ist der finanzielleVorteil des Vollsganzen
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auf der einen Seite so groß, und auf der anderen Seite sind die Ersparnisse so bedeutend,die da»
durch gemacht werden, daß es nicht notwendig ist, die Krüppel dauernd in Anstalten zu verpflegen,
daß man über die Summe von IV2 Millionen Mark jährlich und auch von 800 000 Mark ein¬
malig wohl hinwegkommen kann.

Auf den ganz bedeutenden Vorteil, den die Heilung der Krüppel im Interesse der Hebung
der Voltsgesundheithaben wird, möchte ich nur ganz kurz hinweisen. Also ich wiederhole: Trutz
der bestehenden Bedenkensind wir der Meinung: Die Anstalt soll gegründet werden.

Auf ein Zweites muß ich noch hinweisen, was uns in der Kommission beschäftigt hat.
Es ist, wie Sie aus der Drucksache vielleichtersehenhaben, die Absicht der Verwaltung, die Pflege
in der Anstalt katholischen Ordensschwesternzu übertragen. Aus dem Munde eines Mitgliedes des
Fachausschussesist da gestern der Antrag gestellt worden, an Stelle des konfessionellen Pflege¬
personals weltliches Pflegepersonal zu setzen. (Sehr richtig! links.) Wir haben auch diesen Punkt
eingehendbesprochen, und die große Mehrheit des Ausschusses hat den Antrag abgelehnt. (Zuruf:
Das war sehr verständlich!) Ich empfehleIhnen gleichfalls namens des Ausschusses,auch heute
einen ablehnendenStandpunkt einzunehmen. Meine Damen und Herren, es handelt sich hier um
verkrüppelte Kinder. Diese verkrüppeltenKinder sind — das wissen wir alle — besondersempfind¬
sam. Haben sie es doch sehr oft zu erleben, daß sie sich Vorwürfen oder gar Verspottungen aus¬
gesetzt sehen; und daß diese Verspottungen ihr Gemütsleben, ihr Empfindungsleben besonders
ergreifen, ist ganz selbstverständlich. (AbgeordneterHoffmann: Die Konfession ist ein Mißbrauch
der Religion!)

BedenkenSie nun einmal; wenn solche Kinder, die der liebevollenPflege ganz besonders
bedürfen, weltlichem Pflegepersonal überantwortet werden, weltlichemPflegepersonal, daß alle acht
Stunden wechselt, das so und soviel freie Nachmittage, so und soviel freie Tage und seinen Urlaub
hat! BedenkenSie, wie da der Einfluß auf diese Aermsten der Kinder sein wird! Meine Damen
und Herren, ich will gewiß nicht abfällig urteilen über das weltlichePflegepersonal und über die
Leistungendesselben. Aber ich behaupte, für eine solche Anstalt ist das weltlichePflegepersonal
unter den heutigen Umständen, der heutigen Arbeitszeit usw. durchaus ungeeignet. (Zustimmung
im Zentrum. Zuruf links: Besser als das konfessionelle!)

Meine Damen und Herren! Noch einen letzten Punkt gestatten Sie mir zu erwähnen,
der uns beschäftigt. Das ist die Frage der baulichenAenderung. In dieser Hinsicht herrschte in
der Kommissionleine Uebereinstimmung. Da ist von einzelnenKommissionsmitgliedernzum Aus¬
druck gebracht worden, daß doch vielleicht die Möglichkeit besteht, die Umiinderungsarbeitenspar¬
samer zu gestalten, und dadurch von der Summe von 800000 Mark einen beträchtlichenTeil zu
sparen. Es ist insbesonderedie Notwendigkeit bezweifeltworden, jetzt neue Heizeinrichtungen—
Sie haben das ja aus der Vorlage ersehen — dort einzurichten. Man hat geglaubt, daß man
teilweisemit Ofenheizung, wenn auch nur für vorübergehendeZeit, auskommenkönne, damit nicht
gerade jetzt in der allerteuerstenZeit die großen Heizungseinrichtungenbeschafft weiden müssen.
Man hat auch den Plan der Errichtung von Liegehallen bemängelt. Man hat gesagt, daß das
Projekt in dieser Hinsicht vielleicht nicht mehr der Zeit entsprechend ist und sich nicht ganz nach
der finanziellen Decke streckt. Wir haben uns im Ausschußdahin geeinigt, und das empfehleich
Ihnen heute auch zum Beschlußzu erheben, daß der Vorlage, auch was die baulichen Aenderungen
angeht, grundsätzlich zugestimmt weiden soll, daß aber eine nochmaligePrüfung darüber erfolgen
foll. ob es notwendig ist, die Heizungseinrichtung heute schon in dem vorgesehenen Maße zu be¬
schaffen, ob es notwendig und erwünscht ist, die Liegehallen und was sonst damit an baulichen
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Aenderungenverbunden ist, in der vorgeschlagenen Weise jetzt schon zu machen. Diese Prüfung hat
die Verwaltung zugesagt, und es wird sich ja empfehlen,daß sie die Prüfung gemeinschaftlich mit
dem von Ihnen heute noch zu wählendenbesonderen Anstaltsausschußvornimmt.

Mit dieser Maßgabe der nochmaligenPrüfung des baulichenVorhabens empfiehlt Ihnen
der FachausschußZustimmung zu dem Antrage. (Bravo! rechts.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Es ist ein Ergiinznngsantrag der Unabhängigen
Partei eingelaufen,welcher lautet:

„Die Pflege der Kinder wird weltlichemPersonal übertragen".
Der Antrag steht mit zur Debatte.
Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp-Gssen.
AbgeordneterOrlopp: Werte Anwesende! Neben dem traurigen Kapitel der Fürsorge¬

erziehung spielt die Krüppclfürsorge eine nicht weniger wichtige Rolle. Die Anzahl der Fürsorge-
zöglinge ist ja im Laufe des vergangenenJahres auf rund 10000 gestiegen. Aber nicht aNein
die Moral, sondern auch die Körper der Kinder und der Jugendlichen haben unter dem Stahlbad
des Krieges gelitten. Selbst die Verwaltung gibt in ihrem Bericht zu, daß im Zusammenhang
mit der Unterernährung Rachitis, Gelenktuberkuloseund auch Kinderlähmung in außerordentlich
vielen Fällen anftaltspflegebedürftigeKrüppel bringen. Also auch die Verwaltung gibt zu, daß
durch den Krieg weitere körperliche Schäden in ganz eminenter Weise infolge von Rachitis und
Gelenktuberkulose sowie Kinderlähmung entstandensind.

Es ist mir unverständlich— ich konnte das gestern in der Kommission nicht mehr äußern,
weil man mir durch einen Schlußantrag das Wort entzogenhatte —, daß man bei einem der¬
artigen Objekt, wo es sich um die Unterbringung der Aermsten der Armen handelt, wo sicherlich
die bürgerlichenParteien die allererste Pflicht hätten, diese Kinder, die durch den Krieg völlig
darnieder liegen, wieder zu Menschenzu machen, die finanziellen Schwierigkeitenin den Vorder¬
grund schiebt. (Hört! Hört! links.) Meine Damen und Herren, ich kenne die finanziellenSchwierig¬
keiten der Städte sehr genau. Aber wenn für uns überhaupt noch Geld vorhanden ist, dann muß
Geld dafür zur Verfügung gestellt werden, um die Schäden, die durch den unglückseligen Krieg
unsere Jugend getroffen haben, zum mindesten foweit zu heilen, wie wir sie heilen können. (Zu¬
stimmung links.) Wenn einzelne Städte heute noch in der Lage- sind, an die obersten Beamten
Gehälter bis zn 100000 Mark auszuzahlen, müssen sie anch noch soviel Geld haben, um durch
Umlageverfahren an die Provinzialverwaltung soviel abzuführen, daß wir die Häufer, wo die Opfer
der kapitalistischen Gesellschaftsordnungliegen, anständig unterhalten können. (Sehr richtig! links.)

Die Unterkommission,die nun gewählt ist, wird nach meiner Auffassungauf dem schnellsten
Wege versuchen müssen, die Vorlage der Verwaltung — von der ich bezweifle, daß man mit 800 000
Mark auskommt — zur Wirklichkeit zu machen, damit nun nicht wieder der Winter herankommt,
und drei bis vier Monate ins Land gehen, ehe die Keffelanlagenund die Heizung angefangen sind,
damit die Kinder im Winter nicht der Kälte ausgesetzt sind.

Was wir ferner an der Vorlage bemängelt haben, war der Satz in dem Bericht, daß die
Pflege katholischen Ordensschwesternübertragen werden sollte. (Zuruf aus dem Zentrum: Gott fei
Dank!) Sie fügen: Gott sei Dank! Wenn Sie Ihre Kinder in eine derartige Pflege bringen
müssen, haben Sie konfessionelle Anstalten, wo Sie das können. (Sehr richtig! links.) Ein großer
Teil der Bevölkerung der Rheinprovinz hat aber eben andere Auffassungenvon der Erziehung und
Pflege eines Kindes als Sie (Zustimmung links), und für diesen Teil der Bevölkerungverlangen
wir, daß in öffentlichen Anstalten auch weltliche Pflege vorgenommen wird. (Heiterkeit.)
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Diejenigen, die konfessionelle Pflege haben wollen, können nach wie vor ihre Kinder in konfessionelle
Erziehungshäuser usw. bringen.

Die Bemängelungen an dem weltlichenPersonal, die vorhin hier gemacht worden sind,
lassen sich abstellen, wenn der gute Wille auf beiden Seiten vorhanden ist, und er ist beim
Personal da. Wir haben in den Städten viele und große Waisenhäuser, in denen weltliches
Personal zur Erziehung der Kinder verwandt wird. Wenn es da geht, geht es auch hier in diesen
Krüppelheimen.

Wir stehen grundsätzlich auf dem Standpunkt, daß in den Krankenanstalten, soweit sie von
der Kommune, vom Staat oder von der Provinz errichtet werden, nicht konfessionelle,sondern
weltlichePflege eingefühlt werden muß. Für diefen Standpunkt werden wir auch weiter werben
und kämpfen. (Sehr richtig! links.) Wenn Sie auch augenblicklich noch die Macht haben und sie
ausnutzen, so wird doch die Zeit kommen, wo auch wir das Recht für uns in Anspruch uehmen,
das Sie heute für sich in Anspruch nehmen.

Wenn wir es ablehnen, in die Krankenhäuser konfessionelle Pflege hineinzubringen, dann
ist es selbstverständlich, daß es doppelt abzulehnen ist in diesen Häusern; wo die Kinder nicht allein
krank sind, sondern zu gleicher Zeit auch erzogen werden müssen, weil sie doch eine ganze Zeit
ihres Lebens — vielleicht bis zu einem Jahre oder noch länger — in diesen Anstalten bleiben
müssen. Es kommt also auch das Erziehungsmoment in Betracht. Da werden Sie auch bei einem
ganzen Teil der protestantischdenkenden Bevölkerung Anstoß erregen, die ebenfalls ihre Kinder nicht
unter die Erziehungsmethodenkatholischer Ordensschwesternbringen lassen will.

Ich ersuche Sie, dem Antrage der Unabhängigen Partei zuzustimmen, daß die Pflege in
diesen Anstalten weltlichemPersonal übertragen wird.

Ferner möchte ich die Kommission,die nun gewählt ist, ersuchen,auf dem schnellsten Wege
an den Ausbau der Anstalt Süchteln zu gehen, damit für die Aermsten der Armen wenigstens
etwas geschieht.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Deppe.
Abgeordneter Deppe: Meine Damen und Herren! Auch unsere Fraktion ist prinzipiell

für die Errichtung des Krüppelheims, denn es kommt uns hauptsächlichdarauf an, die Krüppel,
die durch das Unheil des Weltkrieges entstanden sind, zu heilen.

Des ferneren bin ich aber auch der Meinung — und meine Fraktion steht auf demselben
Standpunkt —, daß die Pflege dieser zu Krüppeln gewordenenKinder nicht katholischenOrdens¬
schwestern übertragen wird, sondern daß auch hier das Pflegepersonal aus weltlichen Menschen zu
nehmen ist.

Ferner ist hier ein Satz enthalten, der nach allem komischerscheint. Es heißt hier: „Die
Wünsche der Eltern sollen ausschlaggebendsein. Selbstverständlich wird für Gottesdienst und
Religionsunterricht beider Konfessionenausreichend Sorge getragen". Es ist aber in der heutigen
Zeit (Zuruf aus der Mitte: sehr notwendig!) soweit gekommen,daß ein Teil der Menschheit den
Willen hat, sich nicht mehr, wenn sie in Anstalten liegen, von Geistlichen und Ordensschwestern
beeinflnssen zu lassen. Wir müssen endlich einmal mit dieser Sache aufräumen. Es geht nicht an,
daß Kinder, welche zu Krüppeln geworden sind, nun von katholischem Pflegepersonal dahingehend
beeinflußt werden, daß sie nun ihre Rettung in irgend etwas anderem zu finden hoffen, sondern es
kommt hier hauptsächlich darauf an, daß die Kinder, welche in den Anstalten untergebracht wordeu
find, nicht seelischgequält werden (Oho-Rufe rechts. Lachen im Zentrum), sondern daß man
möglichst darauf ausgeht, sie körperlich zu heilen.
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Aus diesem Grunde kann ich auch nur dem Antrage der UnabhängigenPartei zustimmen,
daß wir prinzipiell für die Errichtung des Krllppelheims auf schnellstem Wege sind, daß aber das
Pflegepersonal nicht aus katholischen Schwestern bestehen darf.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
AbgeordneterHoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Ich möchte beantragen, jetzt eine zweistündigeMittagspause
eintreten zu lassen. Wir haben lange genug getagt. Eine zweistündige Pause ist auch deshalb
erforderlich, weil der Aeltestenrat in der Zwischenzeitnoch zusammentretenwill. Jedenfalls ist es
notwendig, jetzt eine Pause eintreten zn lassen. Ich beantrage das.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
AbgeordneterDr. Adenauer.

AbgeordneterDr, Adenauer: Ich bitte aber, wenigstensdiesen Punkt noch zu erledigen.
Sonst haben wir nachher die ganze Geschichte noch einmal. Wir wollen doch diesen Punkt jetzt
erledigen und fangen dann um 3 Uhr mit der Wahl des Staatsrats an.

VorsitzenderGielen: Ich möchte bemerken,daß wir um 3 Uhr wieder beginnen müssen,
weil die Wahl znm Staatsrat auf diesen Zeitpunkt angesetzt ist. Aber ich denke auch, daß wir den
augenblicklich angeschnittenen Punkt noch erledigen können und dann bis 3 Uhr vertagen.

Ich möchte noch bemerken,daß ich gleich nach der Sitzung die Herren vom Aeltestenrat
für einen Augenblick nach Zimmer 36 bitte.

Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Itter.
Abgeordnetervon Itter: Meine verehrten Damen und Herren! Es ist soeben die Be¬

hauptung aufgestelltworden, die bürgerlichenParteien hatten in der Kommissiongestern finanzielle
Schwierigkeitengemacht. Ich stelle nun doch fest, daß an dieser Behauptung lein wahres Wort ist.
(Zustimmung rechts. Zuruf Orlopp: Das beweist der Antrag 20!) Es sind lediglich von Herren,
die auf dem Gebiete des Verwaltungswesensdurchaus sachverständig sind und von denen ich vermute
und aus den letzten Sitzungen des Provinziallandtages und der Kommission weiß, daß sie im Anstalts-
wesen — das gilt besondersvon unserem Herrn Berichterstatter — Bescheid wissen, grundsätzliche
Untersuchungenangestellt worden, ob nicht dort, ohne den Kindern irgendwie zu schaden, etwas
gespart werden könnte. Es ist, glaube ich, unsere Pflicht, solche Fragen auszuwerfen. Der Gedanke,
es würde die Einrichtung der Anstalt an finanziellenSchwierigkeitenscheitern, ist bei keinem der
Anwesenden von der äußersten Linken bis zur äußersten Rechtenaufgetaucht. Ich kann mich wenigstens
nicht erinnern und, soweit ich mit Kommissionsmitgliederneben gesprochen habe, wissen sie davon
auch nichts Ich meine, es ist ein Unrecht, wenn man nun den bürgerlichenParteien vorwerfen
will sie hatten finanzielle Schwierigkeitengemacht, wenn sie von der Pflicht des Abgeordneten
Gebrauch machten und eventuell mögliche Ersparnisse nun auch gern gemacht hätten. Sie haben
alle eingesehen daß es im Augenblick unmöglichwar. sich vollständig darüber schlüssig zu werden,
ob Ersparnisse' überhaupt gemacht werden könnten und darum - das haben Sie aus den Aus¬
führungen des Herrn Berichterstatters gehört - ist betont worden, daß der ständige Ausschuß der
Anstalten die uuter der Ild Kommissionstehen, stch nut der Frage noch emmal beschäftigen und
anck endaültm darüber entscheiden soll. Wir waren uns aber alle schon so ziemlichklar darüber,
dah es uns kaum möglich sein werde, große Abstriche zu machen, damit die Kinder weder im Sommer

och m Ww r i^ndwi Schaden leiden durch Heizungsmängel,die im Winter den Kindern nach
ür jetzigen Einrichtnng der Anstalt dort oben auf dem Berge Unannehmlichkeiten und Schwierigkeiten
bereiten könnten.



52 60, RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 15. März 1921.

Daß es hier im Saale bei einzelnen Parteigruppierungen Anstoß erregen würde, daß
katholische Ordensschwesternda die Leitung übernehmen, war ja selbstverständlich,meine werten
Damen und Herren. Ich habe gestern im Ausschuß betont, daß wir uns gegenseitig genug kennen, um
zu wissen, welchen Standpunkt wir einnehmen,wenn die Weltanschauungsfragenin Betracht kommen.

Ich möchte noch einmal kurz betonen: Sobald Erziehungsfragen in Betracht kommen,
stehen wir als Mitglieder der Zentrumspartei auf dem Standpunkt, daß die konfessionelle Erziehung
die beste ist. Sie (zur Linken) sind anderer Ansicht. Ich habe nicht die Aufgabe, mich mit Ihnen
hier deshalb auseinanderzusetzen. Ich habe aber wohl die Pflicht, da, wo ich in irgendeiner
Kommissionsitze, den Standpunkt der Zentrumspartei zu vertreten; ich habe ihn dort vertreten und
vertrete ihn hier wiederum. Die Zentrumspartei hat ebenfalls gestern erklären lassen: Wenn sie
diesmal von dem streng konfessionellen Charakter der Anstalt absieht, dann hat sie dafür folgende
Gründe:

Sie sagt sich: Diese Anstalt ist keine Erziehungsanstalt — im Gegensatz zu dem, was
Herr Orlopp eben sagte —, es ist eine Krankenanstalt. Sobald es eine Erziehungsanstalt würde,
in der die Kinder dauernd untergebracht würden, würden wir selbstverständlich, soweit unser Einfluß
reicht, dafür sorgen, daß eine konfessionelle Erziehung der Kinder eintritt. (Hört! Hört! links.)
Ich sage Ihnen doch nichts Neues, meine Damen und Herren; das wissen Sie doch. (Abgeordneter
Hoffmann: Noch nicht einmal Parität!) Ich komme auch auf die Parität zu sprechen. — Meine
Damen und Herren, die Zentrumspartei steht also auf dem Standpunkt: Wenn eine Erziehung in
Betracht kommt, soll sie konfessionell gestaltet werden. Hier liegt die Sache anders. Es ist nicht
nur Erziehung, es ist zu gleicher Zeit und in erster Linie eine Krankenpflege, eine Krankenbehandlung.
Die Kinder sollen in dem Jahr so weit gefördert werden, daß sie entweder geheilt entlassen oder,
wo das nicht möglichist, einer Krüppelanstalt überwiesenwerden, in der Krüppel entweder für ihr
Leben untergebracht oder für irgendeinenLebensberuf vorbereitet werden.

Wenn wir nun hier erklären, wir halten nicht an dem konfessionellen Charakter der An¬
stalt fest, so tun wir selbst das noch mit einer Einschränkung, weil in gewisser Beziehung in dem
Jahr Erziehungsfragen mit in Betracht kommen. Ich habe eben gefugt, in erster Linie sind es
Fragen der Krankenpflege. Weil aber auch Erziehungsfragen in Betracht kommen, würden wir
wünschen, daß es eine ausgesprochenkonfessionelle Anstalt wäre. Selbstverständlich erhebt sich da
die Frage: Wo bleiben da die Evangelischen? Wo bleiben die Anhänger anderer Konfessionen,
meinetwegenauch diejenigen,die keiner Konfession angehören? Diese Frage ist für die Verwaltung
nach meinem Dafürhalten Ursache gewesen, daß sie wünschte, daß auch Kinder anderer Konfessionen
oder konfessionsloser Eltern in der Anstalt untergebracht werden können. Es ist heute noch eine
Frage, ob die Anzahl der evangelischen oder konfessionslosen Kinder eine große sein wird. Auf
Seiten der evangelischen Konfessionbestehen im Rheinland — ich glaube — zwei Anstalten sogar
für die Behandlung solcher Kinder, die man wieder zu gesundenMenschenzu machen hofft. Die
evangelifchenMitbürger haben ausdrücklichbetont, daß sie, soweit sie auf dem Boden der kon¬
fessionellen Erziehung stehen, wünfchen, daß ihre Kinder in konfessionellen Anstalten untergebracht
werden, und haben auf ihre Anstalten hingewiesen. Sie haben aber ein Bedenken geäußert, und
dieses Bedenken ging dahin: Sie vermuten — so haben sie erklärt —, daß die Provinzialanstalt
besser ausgebaut und eingerichtet sein wird als eine Anstalt, die Private einrichtenkonnten. Darum
wünschen sie, daß wenigstens prinzipiell ihren Kindern diese Anstalt in Sllchteln nicht versperrt wird.

Weil wir nun noch nicht wissen, ob und wieviel Kinder anderer Konfessionen für diefe
Anstalt in Frage kommen,weil wir besondersberücksichtigenmüssen, daß auf Seiten der evangelischen
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Konfession mehrere Anstalten bestehen, von denen die Evangelischenwünschen, daß sie von Kindern
ihrer Konfession beschickt werden, darum, meine Damen und Herren, haben wir vorläufig von
weiteren Beschlüssen für andere Konfessionen Abstand genommenund gesagt: Es soll vorläufig dabei
bleiben, daß katholische und evangelische Kinder, eventuell auch konfessionslose Kinder dort unter¬
gebrachtwerden. Wir haben aber als Mitglieder der Zentrumsfraktion erklärt: In dem Augen¬
blick, wo sich die Notwendigkeiteiner Anstalt für andere Konfessionen ergibt, sind wir selbstverständlich
auch bereit, die Mittel für eine besondere Anstalt oder, wenn es sich um evangelischeKinder handelt, für
einen gleichwertigen Ausbau privater evangelischerAnstalten neben der Provinzialanstalt zu bewilligen.

Meine Damen und Herren! Dann wurde darauf hingewiesen, daß dort auch Gottesdienst
und selbst Religionsunterricht stattfinden würde und daß diese Kinder, diese armen, bedauernswerten
Kinder, nun auch noch seelisch gequält würden. (AbgeordneterHoffmann: Sehr richtig!) Meine
Damen und Herren, wer einigermaßen unsere Schwesternkennt, der weiß, daß die nicht den Auf¬
trag haben, in solchen Krankenanstaltendie Kinder und die Kranken seelisch zu quälen, sondern die
Menschen gesund zu machen und gesund zu pflegen. Wenn es vorkommen sollte, daß dort ein
Mensch seelisch gequält würde, dann würde ich sagen: Diese Schwesterhat ihre Aufgaben, ihren
Auftrag überschritten,und wer, meine Damen und Herren, will sagen, daß in irgendeinemStande
sich nicht einmal irgendeinePerson finden könnte, die ihren Auftrag überschreitet? Davor werden
Sie alle miteinander nicht geschütztsein. Aber daß unsere Schwestern den Auftrag hätten, diese
Kinder seelisch zu quälen, ist mir bis jetzt noch nicht zum Bewußtsein gekommen,und, meine
Damen und Herren, daß die Schwestern überhaupt an den Krankenanstalten die Aufgabe haben,
die Menschenmit Religion zu füttern, ist mir auch noch nicht zum Bewußtsein gekommen. Soviel
ich weiß, hat in den Anstalten die religiöseBeeinflussung lediglich der Geistliche in die Hand zu
nehmen. (AbgeordneterHoffmann: Konfessionelle Beeinflussung,nicht religiöse!) Wo die religiöse
Beeinflussungabgelehnt wird, zieht sich der Geistliche zurück.

Daß allerdings die Kinder dort auch erzogen werden muffen und daß ihnen tiefe Gemüts¬
werte zugeführt werden müssen, das möchte ich einmal besonders unterstreichen. (Sehr richtig!
rechts und in der Mitte,) Es ist eben bereits von dem Herrn Berichterstatter ausdrücklich darauf
hingewiesenworden, in welch einer seelischen Verfassung diese Kinder sind. Ich meine, jeder von
u„Z — darin sind wir uns, glaube ich, einig — hat im Leben schon oft Bedauern empfunden,
wenn er ein so armes Menschenkind herumhumpelnsieht und dann bemerkt, wie Kinder — hoffent¬
lich sind es nur Kinder — hinterher ihre Glossen machen. Daß das diese Kinder seelisch verbittert
und verärgert, weil sie als minderwertigeMenschenaufgefaßt werden, nehme ich ihnen wahrhaftig
nicht übel, da sie vielfach systematisch dazu erzogen werden. Darum ist es so besonders wertvoll,
daß diesen Kindern Gemütswerte gegeben werden. Solange Sie es noch nicht fertig bringen,
andere Gemütswerte zn schaffen als diejenigen, die in der Religion wurzeln, so lange können Sie
das Gemüt dieser armen Menschen nicht anders beeinflussenals mit diesen Gemlltswerten. Und
verlassen Sie sich darauf: Diese Kinder sind für solche Gemütswerte außerordentlich empfänglich.
Sie stehen unter einem ständigen Druck und freuen sich, wenn ihnen einmal ein kleines Licht
leuchtet, denn es sind nur wenig Lichter, die ihnen im Leben leuchten. (Bravo-Rufe und Hände-
klatfchen rechts und in der Mitte.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Fräulein Gosewinkel.
AbgeordneteFräulein Gosewinkel: Meine sehr verehrten Herren und Damen!
Ich möchte doch zunächst einmal die Herren, die Kinder haben, fragen, ob die Kinder

wirklich seelischgequält werden, wenn ihnen etwas über die Religion gesagt wird. Ich stehe
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40 Jahre in der Schule, meine verehrten Herrschaften; ich habe noch nicht gefunden,daß ein Kind
sich seelisch gequält gefühlt hat, wenn ihm von Religion gesprochen wird. Im Gegenteil, es waren
die seligsten Stunden, wenn den Kindern von dem gesprochen wurde, was vor Zeiten auf der Erde
geschehen ist. Glauben Sie nicht, meine Herrschaften, wenn ich zum Beispiel nur auf das Weih¬
nachtsfesthinweife, daß ein Kind sich jemals gequält gefühlt hätte. (Zuruf Hoffmann: Ist ja ein
heidnischesFest!) Ist ganz einerlei, wenn es auch ein heidnisches Fest ist, dann war das Kind
heidnisch gehoben, gequält war es immer noch nicht. (Zuruf links: Erziehung zum Kanonenfutter!)

Ferner ist gefagt worden, daß diese Krüppelkinder da wären, hinge mit dem Krieg zu¬
sammen. O nein, meine Herrschaften, damit hängt es nicht zusammen. Es sind auch andere
Krüppelkinder da, die mit dem Kriege nichts zu tun hatten und deren Eltern auch nicht. Das
sind alles bloß so Redensarten. Darüber wollen wir aber nun einmal ganz hinwegsehen.

Wie ich gestern auch schon in der Kommissiongesagt habe, liegt der Schwerpunktbei der
Einrichtung dieser Anstalten nicht in der Einrichtung, sondern in der Unterhaltung der Anstalten.
Die Unterhaltung dieser Anstalten erfordert immenfe Kosten. Das ist gar nicht zu bestreiten, das
wissen auch die Herren von der Linken ganz genau. Und zwar erfordern die Anstalten größere
oder geringere Kosten, je nachdem, was sie für Pflegepersonalhaben. Wir haben in Essen städtische
Krankenanstalten mit weltlichem Pflegeperfonal. (Abgeordneter Orlopp: Rote-Kreuz-Schweftern!)
Ist weltliches Pflegepersonal, Herr Orlopp. (Zuruf links: Wollen Sie die auch hinausschmeißen?)
Sie sind ganz genau unterrichtet, Herr Orlopp. Ich möchte Sie bitten, zuzugeben, daß Sie über
alles, was in dem Krankenhause in Essen geschieht, genau unterrichtet sind. Sie haben mir auch
gestern in der Kommissionssitzungnicht widersprochen. Das ist ja nur fürs Plenum. (Heiterkeit
im Zentrum. Abgeordneter Orlopp: Wir sitzen doch hier nicht in Essen, wir sitzen im Provinzial-
landtag!) Ich habe das Recht, meine Herrschaften,auf Efsen zu exemplifizieren. Das Recht lasse
ich mir auch von Herrn Orlopp nicht absprechen. (Bravo!) — Da wir nun in diesem Jahr in
Essen ein Defizit von mindestens 6, wenn nicht 7 Millionen haben (Hört! Hört! im Zentrum),
und zwar weil die Anstalt die enormen Kosten für das weltlichePflegepersonal aufbringen muh.
(Oho-Rufe links. Abgeordneter Hoffmann: Ist unwahr!) Sie find ja gar nicht unterrichtet.
(Heiterkeit.) Ja, nun möchte ich Sie bitten, wie kann der Herr rufen: „Das ist unwahr!" Das
hätte höchstens Herr Orlopp fagen können. (Erneute Heiterkeit. AbgeordneterOrlopp: Ich spreche
nachher dazu!) Die Kosten werden so enorm, daß die Stadt Essen nicht einmal, sondern öfters
schon erwogen hat, ob es nicht besser sei, geistliches Pflegepersonal einzustellen,damit diefe Kosten
sich verringern würden. Darauf hat Herr Orlopp gestern gesagt: Ja, das ist richtig, aber ich stelle
den Antrag aus Idealismus. Das kann ich verstehen; aber, meine Herrschaften, ich muß dazu
sagen: Eine Anstalt, die ohne Idealismus bestehen kann, ist mir lieber als eine Anstalt, die mit
Idealismus zugrunde geht. (Sehr gut! rechts.) Ich sage: Die Schwestern arbeiten viel billiger
und, ich glaube, nicht schlechter als weltliches Pflegepersonal. Auf das andere will ich gar nicht
eingehen. Die Herren find ja selbst gar nicht davon überzeugt, daß die Schwesternso schlimm sind,
wenn sie einmal von ihnen im Krankenhaus gepflegt werden. Ich habe selbst gesehen, wie sie bei
den Unruhen am 19. März zufrieden waren, als die Schwestern sie pflegten, und wie sie mit
Dankbarkeit die Pflege angenommen haben. (Sehr gut! rechts.) Also, so schlimm ist das gar
nicht, wenn da Schwesterneintreten. Ich sage: Es ist mir lieber, wenn eine Anstalt ohne Idealis¬
mus bestehenkann, als wenn sie mit Idealismus eingehen muß.

Ich möchte Ihnen also empfehlen, die Vorlage, wie sie Ihnen gegebenist, anzunehmen.
Wir glauben nicht, daß Sie schlecht dabei fahren, und wenn die Herren von der Linken einmal in



60. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 15. März 1921. 55

die Lage kommen,von Schwestern gepflegtweiden zu müssen und Sie nehmen das mit Dank an,
dann denkenSie an mich zurück. (Lauter Beifall rechts und in der Mitte.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Kandzm.
Abgeordneter Kandzia: Meine verehrten Damen und Herren! Ich muß den Aus¬

führungen des Herrn AbgeordnetenDeppe und auch des Herrn AbgeordnetenOrlopp von ihrem
Standpunkt aus in etwa recht geben. (Bravo! links.) Ich stelle nämlich folgendes fest: Für die
Katholiken ist eine geistige Versorgung vorhanden und für die Evangelischenauch; aber wir, die
wir nun nichts glauben, was haben wir? Das ist doch letzten Endes der Standpunkt, den der
Herr AbgeordneteDeppe vertreten wollte.

Aber, um auf die prinzipielle Frage betreffs der Errichtuug der Krüppelaustalt zurück¬
zukommen,, so sind wir uns doch in der Kommissionalle darin einig gewesen — auch Herr Kollege
Orlopp —, daß wir diese Anstalt ohne weiteres bewilligen. Wenn man jetzt im Plenum agita¬
torisch vorgeht, so ist das ganz verkehrt. Es entspricht nicht dem, was wir besprochenhaben.
Wir wollen doch hier ehrliche Menschenbleiben. Die Sache ist doch so, daß man jetzt aus der
ganzen Ordensschwesternfrageeine besondere Frage machen will. Was versteht man denn eigent¬
lich unter weltlichemund was unter geistlichem Pflegepersonal? Ist es denn so, daß das welt¬
liche Pflegepersonal rein unabhängig oder rein kommunistisch orientiert wäre? Das ist doch total
verkehrt. Das weltliche Pflegepersonal steht zum allergrößten Teil auf christlicher Grundauffassung,
wie sie in Diakonissenhäusernund in Ordensgesellschaftenauch nicht besser zu finden ist. (Abge¬
ordneter Orlopp: Sehr richtig!)

Wenn hier vorhin von dem weltlichen Pflegepersonal etwas anderes gesagt worden ist, so
lehne ich das rundweg ab als Vertreter dieses Personals und als ein langjähriger Kenner dieser
Verhältnisse. Das weltliche Pflegepersonal, das betone ich nochmals, steht zum überwiegenden Teile
auf dem Boden der christlichen Weltanschauung. Wenn wir in der Kranken- und Irrenpflege keine
Pflegekräfte mehr haben, die in den schwersten Stunden des Kranken nicht noch etwas anderes zn
bieten haben als was eine materialistischeWeltanschauungbietet, dann sind wir am Ende unseres
Könnens, und dann bedauern wir die, deren letzte Stunde» auf dieser Welt in Gegenwart eines
solchen Pflegepersonals gelebt werden müssen.

Wir wollen uns doch über die Sache ganz ruhig unterhalten. Es ist bedauerlich,daß aus
der ganzen Frage hier eine große Proletarierfrage gemacht wird. (Sehr richtig! rechts.) Dem
möchte ich widersprechen. Warum in dieser Anstaltssachenoch manche Bedenkenbestehen, das ist
allerdings die Frage: Wer bezahlt die Sache? Uns wurde gesagt, von dem Augenblick an, wo die
geistliche Krankenpflegenicht angenommenwird, erhöhen sich die Beträge um 100—200000 Mark.
Aber weil wir noch nicht wissen, wie sich die neue Anstalt füllen wird und was sie noch kosten
wird, deswegen stimmen wir der geistlichen Pflege in diesem Falle zu.

Dabei möchte ich aber ausdrücklichhervorheben, daß der Gegensatz zwischengeistlichem
und weltlichemPflegepersonal ein künstlich konstruierter ist und daß die Bezeichnungen„geistlich"
und „weltlich" irreführend sind. Es kann doch unmöglich das ganze Pflegepersonal in den ein¬
zelnen Diakonissenhäusernoder in den einzelnenAnstalten der katholischen Schwesternorgamsationeu
sein. Ein großer Teil widmet sich aus Liebe dem schweren Beruf und läßt sich in der Nächsten-

X liebe durch den Glauben an unsern Herrn und Heiland immer wieder von neuem Mut und Freu¬
digkeit schenken.

Ich möchte bitten: Nehmen sie den Antrag so, wie er hier vom Berichterstatter vorge¬
tragen ist, an, aus deni einfachen Grunde, weil wir uns in einer Notlage befindenund unseren.
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verkrüppeltenKindern helfen müssen. Darum stimme auch ich dafür, trotzdem es mir eigentlich
schwer fällt, daß wir in diesem Falle einmal das geistliche Pflegepersonal nehmen müssen. Es
handelt sich um Kinder, die ja aus erziehlichen Gründen etwas anders zu behaudelu siud als
Erwachsene,die irgendeine Krankheit haben, die nach Ueberstehungder Krisis den Menschen ver¬
gessen läßt, was er durchgemacht hat,.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Orlopp,
AbgeordneterOrlopp: Es ist vorhin von Herrn von Itter gesagt worden, daß in der

Kommission die Finanzfrage für diese Anstalt nicht in Frage gestellt worden sei. In meinen
vorigen Ausführunge» habe ich gesagt oder wenigstens sagen wollen, daß die Finanzfrage von den
bürgerlichen Vertretern gestern mittag in der Kommissionsehr scharf unter die Lupe geuommen
worden ist. Als ich einen entgegengefetzten Standpunkt ausdrücken wollte, war ein Schlußautrag
eiugelaufeu, so daß ich meine Sache nicht mehr vorbringen konnte. Ich habe dann den Herren
sofort erklärt: Dann werde ich meine Sache im Plenum vorbringen. — Das zur Iuformation.

Was ich aber sagen wollte, ist, daß man, statt diese Ausgaben für die Aermstender Armen
meinetwegen noch erhöht, hergeht und versucht, an dem Vorschlageder Verwaltung noch zu knappsen,
indem man fragt, ob es denn nicht mit Kohlenöfen geht und dergleichen. Das habe ich aus-
sprccheu und damit sagen wollen: Hier.muß mit vollen Händen gegebenwerden, wenn wir über¬
haupt noch etwas geben können.

Herr von Itter sagt dann weiter, ich hätte ausgeführt, daß die Austalten Erziehungs¬
anstalten seien. Das habe ich selbstverständlich nicht ausgeführt. Ich brauche die Belehrung des
Herrn von Itter in diesem Falle nicht. Ich weiß, daß es sich hier um eiu Krüppelheim handelt.
Ich stehe aber nicht an, zu sagen, daß bei der Pflege dieser kranken Kinder auch Erziehungsmomente
in Frage kommen. Wenn ich das Kind ein halbes oder auch eiu ganzes Jahr nnter meiner
Beaufsichtigunghabe, dann ist es ganz selbstverständlich, daß ich das Kind nebenbei auch zu erziehe»
habe. Gerade deshalb ist es hier doppelt gefährlich, Personal auzustelleu, das an bestimmte
Richtlinien gebunden ist.

Wir haben gesagt: Das konfessionellePersonal, in diesem Falle also die katholischen
Ordensschwestern,lehnen wir ab. Wir lehnen aber nicht ab Lehrer oder Pfleger, die eine religiöse
Weltanschauunghaben; das fällt uns im Traum nicht eiu. Denn wenn wir das machen wollten,
hätten wir zu gleicher Zeit einen Antrag eingereicht, daß auch die drei katholifcheuLehrer vou
der Anstalt beseitigt werden sollen. Das fallt uns aber abfolut nicht ein, Wogegen wir uns
ständig wehren, ist, daß man uus in die Anstalten Ordensschwesternhinsetzt,die tatsächlich das, was
hier von Herrn Deppe gesagt worden ist, zum Teil ausführen, Denken Sie sich einmal in Familien
hinein, wo ein konfessioneller Religionsunterricht in Ihrem Sinne nicht erteilt wird. Nun kommen
diese Kinder in eine derartige Anstalt hinein. Nennen Sie das vielleicht nicht seelische Schmerzen?
Sind das vielleicht nicht seelische Qualen für derartige Kinder? Nach unserer Auffassung ist es
einfach so, weil die ganze Erziehungsmethodeeiue wesentlichandere ist.

Auf die Ausführungen von Fräulein Oosewinkel kann ich weiter nicht eingehen. (Lachen
im Zentrum.) Bitte schön, ich kann das wohl; wenn Sie Interesse daran haben, erzähle ich
eine ganze Stunde darüber; wir können auch Obstruktion machen.

Die Sache liegt aber so. Es ist vorhin behauptet worden, ich hätte das hier im Plenum
gesagt und in den Kommissionenhätte ich mich ansgeschwiegen. Ich habe in den Kommissionen
genau denselbenStandpunkt vertreten, den ich hier im Plenum vertrete.

Wenn ich auf die Frage, ob im Essener Krankenhaus weltlicheoder geistliche Pflegeriuuen
sind, nicht eingegangenbin, so halte ich das für selbstverständlich,weil ich angenommen habe, in
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einer Kommissiondes Landtages zu sitzen und nicht in der städtischen Krankenanstaltskommission.
Die Frage, Fräulein Gosewinkel,ob in das Essener Krankenhaus auch einmal katholische Ordens¬
schwestern hineinkommen,ist vorläufig nicht spruchreif. Ich glaube nicht, daß die Vertreter der
anderen bürgerlichenParteien, die im Essener Stadtverordnetenkollegiumsitzen, zustimmen werden,
daß die Rote-Kreuz-Schwesternherausgeuommeuund katholischeOrdensschwestern hincingesetzt werden.
Das wäre ja wohl der Zweck der Uebung. Darüber mich zu unterhalten, halte ich für zwecklos.
Deswegen bin ich gestern darauf nicht eingegangen und werde es auch heute nicht tun. Das
können wir an der Stelle machen, wo es hingehört, das ist das Stadtverordnetenkollegium,nicht
der Provinziallandtag,

Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr
Abgeordneter Dr. Iarres.

Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir haben auch
diesen Gegenstand hinreichenderörtert. Das Für und Wider ist geuügeud zum Ausdruck gekommen.
Wir haben heute noch eine sehr große Tagesordnung zu erledigen. Wir schlagen Ihnen deshalb
vor, die Erörterung zu schließen.

VorsitzenderGielen: Der Antrag bedarf einer Unterstützung durch zehn Mitglieder.
(Eine Anzahl Abgeordnete erhebt fich.) Die Unterstützung ist vorhanden. Auf der Rednerliste
stehen noch die AbgeordnetenBambcrger, Hoffmann, Kühnen und Frau Otto. Ich muß nach der
Geschäftsordnungjetzt über den Schlußantrag abstimmenlassen. Wer von den Damen und Herren
ist für den Schluß der Debatte? — Die Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Sache selbst. Zunächst kommt die Abstimmung
über den Antrag der Fraktion der Unabhängigen: „Die Pflege der Kinder wird weltlichem Pflege¬
personal übertragen". Wer von den Damen und Herren ist für diesen Antrag? — Das ist die
Minderheit.

Wir kommendann zu dem Antrag der Fachkommission bezw. des Herrn Referenten. Wer
von den Damen und Herren ist für den Antrag der Fachkommifsion bezw. des Herrn Referenten?
— Das ist die Mehrheit.

Zu einer persönlichen Bemerkung erteile ich das Wort Herrn AbgeordnetenHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Fräulein Gosewinkelhat mich in ihren Ausführungen beson¬

ders apostrophiert und geglaubt sagen zn müssen, - daß ich nichts davon wüßte, was in den Essener
Krankenanstaltenpassiert. Sie hat auch gesagt, daß das weltliche Pflegepersonalda viele Millionen
an Zuschüssen verschlinge. Es ist doch eine allbekannteErscheinung,nicht nur in der Essener Anstalt,
sondern in allen ähnlichen Anstalten, daß die Ausgaben für die Anstalten so in die Höhe gehen.
Es ist also falsch, daß das weltlichePflegepersonal die Zuschüsse verschlinge.

VorsitzenderGielen: Das ist keine persönliche Bemerkung mehr. Ich kann das Wort
nicht weiter erteilen.

Ich schließe die Sitzung mit der Bemerkung,daß die Tagegelder bereits jetzt in Zimmer 38
ausgezahlt werden.

Für heute nachmittag ist der Anfang der Sitzung auf 3 Uhr angesetzt. Der Aeltesten-
ausschuß tritt jetzt sofort zusammen.

(Schluß 1 Uhr 40 Minuten.)
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